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ZUM GEDENKEN AN DIE OPFER VON
BETRIEBSUNFÄLLEN IN ASIEN

Dieser Bericht ist jenen 188 Beschäftigten gewidmet, die ums Leben kamen,
und den 469 anderen, die verletzt wurden, als die Kader Industrial Toy Compa-
ny bei Bangkok (Thailand) 1993 in Flammen aufging.



EINFÜHRUNG: AUS DEN FLAMMEN

Am 10. Mai 1993 brach der schlimm-
ste, weltweit je dagewesene Fabrik-
brand in der Stoffkinderspielzeug
herstellenden Fabrik Kader in der
Provinz Nakhon Pathom bei Bang-
kok, Thailand, aus.

Der erste Teil dieses Berichtes be-
schreibt und analysiert die Ereignis-
se, die zu dem Kader-Brand führten,
und das, was in den Monaten bis zur
Regelung der Frage der Entschädi-
gung der Opfer geschah. Die Ab-
schnitte C bis E des Berichtes befas-
sen sich mit dieser Zeitspanne.

Der Brand wird anschliessend im
Lichte der vielfachen Zunahme von
Todesfällen und Unfällen in thailändi-
schen Betrieben insgesamt seit 1987
untersucht. Die Zahl der Betriebsun-
fälle liegt in Thailand mittlerweile fast
bei 200.000 pro Jahr. Dies wird in Ab-
schnitt F behandelt.

I n den drei sich daran anschliessen-
den Abschnitten (von G bis I) geht es
um Fragen, die für die Beschäftigten,
die Regierung und das Unternehmen
Kader selbst im Nachgang der Ereig-
nisse relevant waren.

Die thailändische Gewerkschaftspoli-
tik beschränkt die Möglichkeit der
Beschäftigten ernsthaft, auf Eigenin-
itiative Veränderungen durchzufüh-
ren. Durch die Weigerung, die Sicher-
heitsnormen ordnungsgemäss durch-
zuführen, trägt die Regierung zum
Entstehen von Situationen bei, die
solche Katastrophen wie den Kader-
Brand heraufbeschwören, und leistet
ihnen Vorschub.

Das Kader-Unternehmen wird in Ab-
schnitt I untersucht, ebenso wie seine
I nvestitionsgeschichte, die in Hong-
kong begann und dann über Thai-
l and bis nach China fortgesetzt wur-
de. Die Investitionsgeschichte von Ka-
der birgt Hinweise auf massgebliche
Veränderungen in der allgemeinen in-
ternationalen Spielzeugindustrie, ins-
besondere was die Herstellung von
Spielwaren in China angeht.

Warum Spielzeuginvestoren sich Chi-
na zuwenden, wird im Abschnitt M
des Berichtes behandelt. Billige Ar-
beitskräfte sind der Hauptgrund. Von
den Gesellschaften wird kaum ver-
langt, dass sie sich Gedanken über
unsichere Fabrikanlagen oder über
die Gesundheit und Sicherheit der
Arbeitskräfte machen. Betriebsunfäl-
le sind heutzutage verantwortlich für
den Tod von über 20.000 Beschäftig-
ten in China pro Jahr.

Die geringeren Produktionskosten für
Spielzeug in China verändern auch
das Investitionsklima in Ländern wie
Thailand. Thailand steht im Wettbe-
werb mit China um Investitionskapi-
tal für die örtliche Spielzeugproduk-
tion. Im Zuge dieser Entwicklung ist
Thailand bedauerlich willfährig ge-
worden, was die Durchsetzung der ei-
genen Gesetze betrifft. So wird ein-
fach weggeschaut bei Verletzungen
der Arbeitsschutzregeln, und den Fa-
brikeignern wird gestattet, diese zu
i gnorieren. Seit China auf den Plan
getreten ist, haben sich die Unfälle in
Thailand fast verdreifacht.

Die Struktur der internationalen
Spielzeugindustrie wird in Abschnitt
K beschrieben. Wie das Spielzeug-
"Image" gesteuert, in das Spielzeug
hineinproduziert und dann vermark-
tet und international verkauft wird, ist
Gegenstand dieses Abschnittes. Die
Rolle der wichtigsten Unternehmen
i n den Verbraucherländern wird
ebenfalls untersucht.

In den Abschnitten L und M wird das
komplizierte Netz der Spielzeugver-
träge nachgezeichnet. Die wichtig-
sten Spielzeugkäufer in den Abneh-
merstaaten unterzeichnen Produk-
tionsverträge mit Fabrikeignern in
ganz Asien. Die Fabrikeigner wieder-
um stellen Beschäftigte ein oder un-
terzeichnen weitere Verträge für die
Unterauftragsvergabe an Einzelperso-
nen oder kleine Betriebe, einschliess-
lich der Ausbeuterbetriebe. Je nach
betroffenem Land werden solche Ver-
träge auch mit Dorfgemeinschaften,



Familien oder im Rahmen von Kir-
chenprogrammen geschlossen.

In der abschliessenden Diskussion
des Abschnittes N wird das Geflecht
der Verträge und Unterverträge in der
Spielzeugindustrie beleuchtet. Die in-
ternationalen Produktionsverträge er-
weisen sich als auschlaggebend für
die Einführung von Veränderungen in
der Spielzeugindustrie. Einige Emp-
fehlungen richten sich an Thailand
und China als Herstellerländer. Ande-
re befassen sich mit dem Bedarf an
i nternationalen Normen. Die Rolle
der Unternehmen in den Abnehmer-
ländern wird ebenso erörtert wie die
wichtige Rolle der Verbraucher für
die Bewirkung eines Wandels.

I) WAS DER IBFG NACH DEM
KADER-BRAND TAT

Im November 1993 koordinierte der
IBFG mit seiner in Singapur ansässi-
gen Regionalorganisation für Asien
und den pazifischen Raum (APRO)
und der Internationalen Damenbe-
kleidungsindustrie-Gewerkschaft
(ILGWU) aus New York eine Untersu-
chungsmission nach Thailand. Lu-
cien Royer (IBFG), Becky Plattus
(ILGWU) und K.S. Thomas (APRO)
nahmen an der Mission teil und wa-
ren für die Zusammenstellung der Er-
gebnisse, die dieser Bericht enthält,
verantwortlich. In Thailand wurden
die Aktivitäten der Mission mit dem
Labour Congress of Thailand (LCT)
und der thailändischen Textil- und
Bekleidungsarbeiter-Gewerkschaft or-
ganisiert. Die Friedrich-Ebert-Stiftung
war ebenso entscheidend für das Zu-
standebringen wichtiger Sitzungen,
Veranstaltungen und Interviews wie
das Asiatisch-Amerikanische Freie
Gewerkschaftsinstitut in Bangkok.

Insgesamt traf die Delegation mit 50
bis 60 Einzelpersonen in Thailand zu
Gesprächen zusammen. Gewerk-
schaftsführer und Mitglieder von
nichtstaatlichen Organisationen, die
mit der Arbeit im Zusammenhang
mit dem Kader-Brand befasst waren,
nahmen an den Sitzungen teil oder
wurden direkt befragt. Die IAO arran-
gierte eine Zusammenkunft mit acht

Vertretern aus verschiedenen Abtei-
lungen der Internationalen Arbeitsor-
ganisation (IAO). Eine Besichtigung
des Kader-Geländes und der Umge-
bung fand ebenso statt wie Gesprä-
che mit den Oberlebenden der
Brandkatastrophe, die anschliessend
auch zu Hause besucht wurden. Ne-
ben einem Mitarbeiter der Personal-
abteilung von Kader sprach die Dele-
gation auch mit Mitarbeitern des Ar-
beitsministeriums und dem stellver-
tretenden Arbeitsminister. Mehrere
Vertreter aus akademischen Kreisen
wurden besucht und befragt. Und
schliesslich wurde Professor Nikom
Chandravithun ein spezieller Besuch
abgestattet. Ihm war die Leitung der
thailändischen Untersuchung des
Brandes übertragen worden. Ebenso
wichtig waren jedoch auch die vielen
Streifzüge durch die Nebenstrassen
Bangkoks und der Einblick in zahlrei-
che florierende Ausbeuterbetriebe
und ihre Geschäftigkeit. Weitere
Nachforschungen wurden in der IAO-
Bibliothek in Bangkok und im Hause
der Spielzeughersteller in Amerika
(Toy Manufacturers of America), ei-
nem bedeutenden Industrieverband,
der seinen Sitz in New York City hat,
angestellt.

I m Anschluss an die Gewerkschafts-
mission nach Thailand verabschiede-
te der IBFG-Vorstand bei seiner 104.
Sitzung im Dezember 1993 zwei wich-
tige Entschliessungen über Fabrik-
brände in Thailand und China. Der
15. IBFG-Weltkongress beschrieb die
Bedeutung der Entwicklung eines
Rahmenwerks für die effektive Koor-
dinierung der internationalen Aktio-
nen, was transnationale Gesellschaf-
ten betrifft, gemeinsam mit den IBS.

Vom 12. bis 14. Oktober 1994 traf die
I BFG/IBS-Arbeitsgruppe Arbeits-
schutz und Umwelt in Brüssel zusam-
men und erörterte die Ergebnisse der
Mission, um Vorschläge für interna-
tionale Massnahmen zu formulieren,
die eine Veränderung in der Spiel-
zeugindustrie bewirken sollten. Die
abschliessende Diskussion im Ab-
schnitt N bezieht die Ergebnisse die-
ser Aussprache mit ein.



FABRIKBRAND FORDERTE
188 MENSCHENLEBEN

1 Am 10. Mai 1993 um 16.00
Uhr brach in der Stoffkinderspielzeug
herstellenden Fabrik Kader in der Pro
vinz Nakhon Pathom bei Bangkok,
Thailand, ein Brand aus. Das Unter-
nehmen beschäftigte über 3.000 Men-
schen. 174 Frauen und 14 Männer ka-
men bei diesem Zwischenfall ums Le-
ben. 469 Beschäftigte wurden verletzt,
und die meisten übrigen Beschäftig-
ten verloren ihre Arbeitsplätze.

2 Der Brand brach in einem
vierstöckigen Gebäude im Erdge-
schoss, im Verpackungs- und Lager
bereich, in unmittelbarer Nähe einer
grossen elektrischen Schaltzentrale
aus. Die Flammen frassen sich rasch

nach oben in die anderen Stockwer-
ke und die beiden benachbarten Fa-
brikgebäude durch. Die Regierung
beauftragte Professor Nikom Chan-
dravithun mit der Untersuchung und
einem Bericht über den Vorfall.
Sechs Monate später lautete das Er-
gebnis, dass das Gebäude Mängel in
der Planung aufwies, unzureichende
Notausgänge und Treppenhäuser ge-
habt hatte und die Arbeitsschutzprak-
tiken bei Kader dürftig waren. Dies
waren die Hauptgründe, weshalb die
Opfer nicht rechtzeitig entkommen
konnten. Die Überlebenden berichte-
ten von verschlossenen Türen und
vergitterten Fenstern, die vielen den
Fluchtweg versperrten.

I ch kam nicht 'raus - das Treppen-
haus existierte nicht mehr!

"Ich hörte das Geschrei und die
Rufe: "Feuer, Feuer!". Ich wollte
meinen Arbeitsplatz verlassen,
aber meine Vorarbeiterin pfiff

mich zurück. Meine Schwester,
die im 4. Stock mit mir zusam-

menarbeitete, zerrte mich weg
und bestand darauf, dass wir
flüchteten. Wir versuchten es

über die Treppen und kamen bis
zum 2. Stock. Ab dort war das

Treppenhaus bereits zusammen-
gebrochen. Ich hörte nur noch

das Schreien, ringsum herrschte
Chaos. Weiter'runter kam ich

nicht. In meiner Verzweiflung bin
i ch wieder hochgerannt und an
die Fenster, bin von einem zum
anderen und habe immer nach
unten gesehen. Der Qualm war

so dick, da suchte ich einfach den

besten Platz zum Springen. Ich
l andete auf einem Stapel Kisten.

Meine Schwester ist auch ge-
sprungen. Sie ist tot."

Lampan Toptim



3 Es befanden sich vier Fabrik-
gebäude auf dem Gelände, von de-
nen die ersten drei aus nichtwärmei
solierten Stahlträgern gebaut waren.
Lediglich das vierte Gebäude blieb
von den Flammen verschont. Alle Op-
fer, die in den Flammen ums Leben
kamen, arbeiteten im Gebäude 1, wo
der Brand entstand. Die Beschäftigten
der anderen Gebäude konnten recht-
zeitig mit geringen Verletzungen ent-
kommen. Aufgrund der intensiven
Hitzeentwicklung gab die tragende
Struktur der ersten drei Gebäude
rasch nach, und sie stürzten ein. Das
Gebäude 1 fiel in sich zusammen und
begrub die Opfer unter sich. Es gab
keine Chance zu entkommen.

4 Zwei 1,5 m breite Treppen
waren die Verbindung zu den oberen
Stockwerken jedes Gebäudes. Da es
keine separaten Notausgänge gab, wa-
ren diese Treppen die einzige Mög-
lichkeit für die Menschen im Gebäu-
de selbst, von den oberen Stockwer-
ken nach draussen zu gelangen. Sie
waren nicht dazu gedacht, als Notaus-
gänge benutzt zu werden. Statt dessen
fungierten sie als Windkanal und lei-
teten die Hitze, den Qualm und
Rauch auch in die oberen Stockwer-
ke. Die Lastenaufzugsschächte ver-
wandelten sich in ebensolche Wind-
bzw Rauch- und Qualmkanäle. Durch
das verbrennende Rohmaterial wur-
den Giftgase freigesetzt, und viele Be-
schäftigte wurden aufgrund des Sau-

erstoffmangels bewusstlos.

5 Da Kader den angrenzen-
den Flurraum auch vorübergehend
wie Büros eingerichtet hatte und dort
Material lagerte, wurden die Treppen-
häuser schnell zu Todesfallen, denn
die Opfer fanden den Weg durch den
dichten Rauch und Qualm, der oben-
drein durch umgefallenes und bren-
nendes Material versperrt war, nicht
mehr. Etwa 1.100 Beschäftigte ver-
suchten verzweifelt, aus einem einzi-
gen Treppenhaus zu entkommen,
kletterten über die Körper jener, die
sich unten hinter der Ausgangstür am
Ende der Treppe drängten. Die
Fluchtwege waren am Ende hoff-
nungslos versperrt, Hitze und Rauch
schlossen die Opfer ein, so dass sie,
verzweifelt auf der Suche nach einem
Weg nach draussen, schliesslich aus
den Fenstern der oberen Stockwerke
auf den zementierten Vorplatz spran-
gen. Einige überlebten das, weil sie
auf vor ihnen gesprungenen Kollegin-
nen und Kollegen landeten. Unter
den Opfern befanden sich 469 Ver-
letzte, viele von ihnen sind dauerhaft
behindert.

6 Der Feueralarm im ersten
Gebäude funktionierte nicht, und
eine Sprinkleranlage gab es nirgend
wo. Viele Beschäftigte in oberen
Stockwerken bemerkten den Brand
erst, als sie den Rauch rochen. Die
Arbeiter und Arbeiterinnen waren für



den Brandfall nicht geschult worden,
es hatte nie Feueralarmübungen ge-
geben. In der Untersuchung der Re-
gierung heisst es erläuternd:

"Obwohl auf jedem Stockwerk
zwei Löschanlagen installiert waren,
wusste niemand, sie zu handhaben,
und alle brachen in Panik aus. Die
Aufseher und die Vorarbeiter der Be-
schäftigten unterschätzten die Situa-
tion und handelten zu spät. Das über-
all in den Fluren verstreute Material
ging in Flammen auf. Die Aufzug-
schächte sogen den Rauch und das
Feuer von unten in alle Stockwerke
hoch. So erreichte der Brand sehr
rasch auch das zweite und das dritte
Gebäude.

Brennbares Material wurde in
den Gängen und im Erdgeschoss der
Fabrik aufbewahrt. Der Brand breitete
sich sehr rasch auf alle Gebäude aus.
Die Untersuchung des Erdgeschosses
des vierten Gebäudes ergab, dass dort
das Material bis unter die Decke ge-
staut worden war und dass die aufge-
stapelte Ware bis an die elektrischen
Schalttafeln heranreichte."

7 Das Brandbekämpfungsper-
sonal bezeichnete die Szene als "die
Hölle auf Erden". Den Berichten von
Augenzeugen zufolge beherrschte
blankes Entsetzen die Szene. Verletz-
te lagen am Boden und schrien um
Hilfe, während die Rettungsleute
pausenlos Verletzte in einen der 22
nahegelegenen medizinischen Po-
sten oder Krankenhäuser brachten.
Freunde und Verwandte warteten vol-
ler Verzweiflung, aber die Einsatzpoli-
zei und die Soldaten hielten sie im
Zaum. Die Rettungsaktion diente
hauptsächlich dazu, menschliche
Überreste zu finden und Opfer zu be-
freien und verkohlte Leichname aus
den Trümmern herauszuziehen. 20
Tage hat es gedauert, die Trümmer zu
durchsuchen; dann erst wurde die
Suche nach menschlichen Überre-
sten eingestellt.

8 Die zwei Wochen nach der
Brandkatastrophe herrschte das rein-
ste Chaos und Inferno. Die leidge
plagten Verwandten mussten oben-
drein den grauenhaften Anblick ver-
stümmelter Leichen im nahegelege-
nen Leichenschauhaus zur Identifi-
zierung ihrer Angehörigen ertragen.

Das ist schon so oft passiert!

"Ich war für das Rohmaterial und

die Verteilung zuständig. Ich fer-

tigte gerade eine Liste im 3. Stock

an, als ich jemanden "Feuer, Feu-

er" schreien hörte. Manche Leute

liefen vor den Fenstern herum,

aber ich habe das nicht ernstge-

nommen, denn so etwas kannte

ich schon. Dann roch ich jedoch

den Rauch, und es fing richtig an

zu qualmen. Ich lief zur rückwär-

tigen Tür, die war aber verschlos-

sen. Vorne kam ich auch nicht
'raus, denn mittlerweile versuch-

ten da schon zu viele Leute, 'raus-

zukommen. Überall herrschte
Durcheinander und Verwirrung.

Als ich Leute aus den Fenstern

springen sah, bekam ich es mit

der Angst zu tun. Dann konnte

i ch kaum mehr'was sehen. Der

Rauch war so dick, und das Licht

war auch ausgefallen. Ich wusste

nicht, was ich tun sollte. Schliess-

lich hatte ich keine andere Wahl,

als mich denen anzuschliessen,

die aus dem Fenster sprangen.

Viele meiner Kollegen lagen ne-
ben mir tot auf dem Boden. Ich

habe mir die Beine gebrochen,

aber ich lebe noch."

Tumthong Podhirun



ARBEITSGRUPPE ZUR UNTERSTÜTZUNG DER
BELEGSCHAFT VON KADER

9 Eine Koalition von Gruppen,
die sich nach dem Brand zusammen-
schlossen, war absolut entscheidend
für das Ergebnis der endgültigen Ent-
schädigung. Wissenschaftler, Gewerk-
schaften und nichtstaatliche Frauen-,
Schüler- und Kinderhilfsorganisatio-
nen oder Verfechter der Menschen-
rechte bzw. der Bürgerrechte taten
sich zusammen und schufen die "Ar-
beitsgruppe zur Unterstützung der Be-
legschaft von Kader".

10 Die Arbeitsgruppe veranlas-
ste die Regierung zum Aufbau eines
Hilfszentrums für die Beschäftigten in
der Nähe der Fabrik und zur Koordi-
nierung der Informationen sowie zur
Sicherstellung einer ordnungsgemäs-
sen Kommunikation zwischen den Be-
schäftigten und ihren Familien. Die Ar-
beitsgruppe konnte es durchsetzen,
dass der Anspruch auf Entschädigung
der Kader-Opfer anerkannt wurde. Die
Androhung eines internationalen Boy-
kotts der Kader-Produkte, begleitet von
einer Reihe umfangreicher Proteste
und "Sit-ins" am CP-Sitz in Bangkok
(Thailand), trugen hierzu bei. Mit Hilfe
des Verbandes der thailändischen
Haushaltshilfen konnten 1.000 Men-
schen mobilisiert werden, an einer
Grossveranstaltung in Hongkong teilzu-
nehmen. Strassentheater wurde in ei-
ner von Touristen besuchten Gegend
aufgeführt. Es wurden Handzettel ver-
teilt und ein "Sleep-in" in Hongkong
organisiert, ebenso wie ein Demonstra-
tionszug durch ein Toys'R'Us-Geschäft.

11 Mit diesen Aktionen wur-

den die Medien aufmerksam auf den
Fall, und dadurch konnte der Druck
auf das Unternehmen, die Verhand-
lungen mit der Arbeitsgruppe offiziell
anzuerkennen, verstärkt werden. Am
13. Juli 1993 wurde eine Vereinbarung
unterzeichnet, mit der eine mehrfache
Steigerung der Entschädigungen von
seiten Kaders besiegelt wurde. Bis zu
US$ 12.000 wurden auf das gesamte
Schadenersatzpaket pro Person von
Kader draufgeschlagen, statt der ur-
sprünglich angebotenen US$ 4.000.
Die Bedingung hierbei war es, dass
die Opfer und die Familienangehöri-
gen sich einverstanden erklärten, spä-
ter keine Rechtsmittel für die Wieder-
gutmachung einzulegen.

12 Kader erklärte sich bereit,
zusätzliche medizinische Versorgungs-
kosten zu tragen, die die staatliche
Entschädigung nicht deckte. Monatli-
che Erziehungsbeihilfen für Kinder
verstorbener Eltern und Mindestent-
schädigungen für Kurzzeitbeschäftigte
wären andernfalls auch nicht im ur-
sprünglichen Ausgleichsplan vorgese-
hen gewesen. Kader erklärte sich
auch bereit, den Unfallopfern, den
Angehörigen der Opfer und den Be-
schäftigten, die zuvor drei Jahre oder
länger in der Fabrik gearbeitet hatten,
ggf. einen geeigneten Arbeitsplatz an-
zubieten (falls ein neuer Betrieb ein-
gerichtet würde). Und schliesslich er-
klärte Kader sich bereit, der Regierung
zur Auszahlung alle ausstehenden
Löhne, Überstundenzulagen, Urlaubs-
gelder und alle Schadenersatzleistun-
gen zu überweisen.



VEREINBARTE AUSGLEICHSZAHLUNGEN:
TODESFÄLLE UND VERLETZUNGEN

13 Ausgehend von der Doku-
mentation, die die thailändische Un-
tersuchungsmission zum Kader
Brand vorlegte, zeigen Berechnun-
gen, was die Beschäftigten als Aus-
gleichszahlung hätten erhalten sol-
len. Die im folgenden aufgeführten
Beträge umfassen den Schadenersatz
aus allen Quellen insgesamt, also von
den verschiedenen Regierungsstel-
len, dem Unternehmen Kader selbst,
anderen privaten Organisationen,
Stiftungen und von Einzelpersonen.
In welchem Umfang die Schadener-
satzzahlungen an die Opfer und die
Familien ordnungsgemäss ausgezahlt
wurden, wurde nicht geprüft.

14 Ein für den Schadenersatz
in Frage kommender verletzter Be-
schäftigter hätte bis zu US$ 380 als
anfängliches Schmerzensgeld erhal-
ten müssen, zuzüglich des Jahresge-
haltes von 1993, je nach Gesundheits-
zustand. Die Behandlungskosten bis
zu US$ 1.200 hätten von der Regie-
rung ausgezahlt werden müssen, und
Kader hätte alle darüber hinausge-
henden Kosten decken müssen. Es
hätten bis zu US$ 720 pro Monat (für
das erste Jahr) und weitere US$ 480
pro Monat nach dem ersten Jahr (bis
zu höchstens 10 Jahren) als Gesamt-
schadenersatz, Schmerzensgeld und

für die Rehabilitierung hinzukom-
men müssen.

15 Die Familien der Verstor-
benen hätten bis zu US$ 1.900 für die
Beerdigungskosten erhalten sollen.
Als Abfindung für den Tod eines Fa-
milienmitgliedes waren bis zu US$
9.200 bereitgestellt und zusätzliche
US$ 78 pro Monat für einen Zeitraum
von maximal 60 Monaten. US$ 120
sollten den Familien verstorbener
Schüler/innen ausgezahlt werden.
Die Kosten für die Erziehung bzw die
Schulgebühren sollten für die Schü-
l er/innen verstorbener Eltern garan-
tiert werden (für die Zeit von der
Grundschulerziehung bis zu den Jah-
ren der Ausbildung nach der weiter-
führenden Schule), und durch-
schnittlich sollten US$ 60 pro Monat
als zusätzliche Bildungsbeihilfe zur
Deckung desselben Zeitraums ge-
zahlt werden.

16 Die Beschäftigten, die un-
verletzt geblieben waren, sollten eine
Abfindung in Höhe eines Monatsge
haltes am Ende des Monats erhalten,
i n dem der Brand ausgebrochen war.
Eine Wohnungszulage von bis zu US$
40 hätte als zusätzliche gesetzliche
Schadenersatzleistung ausgezahlt
werden müssen.



BRÄNDE UND UNFÄLLE IN THAILAND:
TENDENZ STEIGEND

17 Es sind auch andere Brän-
de bei Kader gemeldet worden. Der
erste am 16. August 1989. Dabei kam
ein Mensch ums Leben, 30 wurden
verletzt und drei Fabrikgebäude
nebst Inhalt zerstört. Seinerzeit ent-
zündete sich Polyesterstoff, der zur
Herstellung von Puppen eingesetzt
wurde, in einer Maschine. Bei einem
zweiten Brand am 13. Februar 1993
entstand Sachschaden. Das Ministeri-
um für Wohlfahrt und Arbeitsschutz
machte Kader Auflagen. Damit soll-
ten die Sicherheitsvorkehrungen in
der Spielzeugfabrik verbessert wer-
den. Die Anweisungen wurden über-
gangen. Das Unternehmen wurde er-
sucht, einen Notfallplan am Arbeits-
platz auszuarbeiten, falls es zu einem
Brand kommt, und Sicherheitsbeauf-
tragte in der Fabrik zu benennen.
Eine weitere Inspektion der Fabrik
fand nicht statt.

18 Der 3. Brand bei Kader
vom Mai 1993 ist jetzt wohl weltweit
bekannt. In unzähligen Presseberich
ten wurde Kader mit früheren Brand-
fällen in Thailand verglichen. Vor drei
Jahren war in Bangkok ein LKW um-

gekippt, und zwei riesige Gaszylinder
explodierten. Damit setzten sie un-
zählige Autos in Brand, die an einer
Ampel warteten, und 91 Menschen
kamen ums Leben. Fünf Monate spä-
ter verbrannten erneut 171 Men-
schen, als ein umgekippter LKW, der
Dynamit geladen hatte, in Flammen
aufging.

19 Brände kommen in Thai-
land häufig vor. Brände am Arbeits-
platz lassen die sowieso schon hohe
Todesrate aufgrund der generellen
Zunahme der Betriebsunfälle nur
noch weiter in die Höhe schnellen.
Ein weiteres Beispiel: nur drei Mona-
te nach dem Kader-Brand stürzte ein
sechsstöckiges Hotel ein; 133 Men-
schen wurden getötet und 351 ver-
l etzt.

20 Nach dem Kader-Brand
und dem Hoteleinsturz ordnete der
I ndustrieminister Sanan Kachorn
prasart an, dass eine Spezialeinheit
die Fabriken in Bangkok und den
umliegenden Provinzen inspiziert.
144 von 244 inspizierten Fabriken hat-
ten die Gesetze nicht eingehalten



und wiesen keine adäquaten Notaus-
gänge oder Feueralarmanlagen auf.
Das sind 60% aller Betriebe. Es waren
nur die Fabriken mit über 100 Be-
schäftigten und mit dreistöckigen
und höheren Gebäuden inspiziert
worden.

21 Die Untersuchung der Re-
gierung wies darauf hin, dass Fabrik-
unfälle um 20% bis 30% pro Jahr zu
genommen hatten, während die In-
dustrie lediglich um 12% bis 15% pro
Jahr wüchse. Den Angaben der thai-

l ändischen Regierung zufolge gab es
1987 etwa 37.000 Betriebsunfälle und
Berufskrankheiten. 1988 wuchs die
Zahl auf 50.000. Für 1991 erfasste die
Untersuchung 125.000 Unfälle. Die
Zahlen für 1992 lagen bei über
150.000. Bei dieser Zuwachsrate dürf-
te die Zahl der Unfälle mittlerweile
bei über 200.000 liegen. Wenn man
dann noch die Dunkelziffer hinzu-
zählt, sterben alljährlich etwa 5.000
Beschäftigte bei thailändischen Be-
triebsunfällen.



KADER UND DIE THAILÄNDISCHEN
GEWERKSCHAFTEN

22 1990 gab es in der Provinz
Nakhon Prathom, wo Kader ansässig
ist, 7.583 grosse und kleine Betriebe,
die 52.736 Menschen beschäftigten.
Die Gewerkschaften waren in ledig-
lich sieben Fabriken vertreten, so
auch in einer von Kader. Die Kader
Industrial Trade Union (Kader-Indu-
striegewerkschaft) war von der Regie-
rung 1991 zugelassen worden. Vor
dem Brand waren lediglich 413 der
über 3.000 Beschäftigten bei Kader
der Gewerkschaft beigetreten. Diese
Gewerkschaft gehörte dem nationa-
len Kongress der Privatangestellten
(National Private Employees Con-
gress) an, einem der acht Gewerk-
schaftsdachverbände von Thailand.

23 Nur zehn Beschäftigte
braucht es, um eine offizielle Gewerk-
schaft in Thailand zu gründen. Die
Regierung hat ein System zur Ernen-
nung von Delegierten zum Arbeitsge-
richt, zum nationalen Beratungsaus-
schuss für die Arbeitsmarktentwick-
lung und Löhne und zum Ausschuss
für betriebliche Arbeitnehmer-Arbeit-
geber-Beziehungen eingeführt, wo-
nach "eine Gewerkschaft eine Stim-
me hat". Die Gründung unrechtmässi-
ger Gewerkschaften, damit man in
diese Gremien nominiert werden
kann, ist allseits bekannt. Wenn man
sie mit den legitimen Gewerkschaften
zusammentut, zeichnet sich in Thai-
land eine Gewerkschaftsszene, beste-
hend aus lauter kleinen, zersplitter-
ten, schlecht finanzierten und häufig
schlecht geführten Gewerkschaften
ab. Die Kader-Gewerkschaft war eine
solche Gewerkschaft.

24 Das Gesetz schützt die Be-
schäftigten oder die Gewerkschafts-
funktionäre vor der Diskriminierung
durch die Arbeitgeber bei der Organi-
sierung neuer Gewerkschaften nicht.
Arbeitgeber benötigen keine offiziel-
le Genehmigung, um Beschäftigte
oder Gewerkschaftsfunktionäre wäh-
rend der Organisierungsphase zu ent-
lassen oder zu bestrafen. Die Arbeit-
geber können auch eine teilweise
Schliessung des Betriebes anordnen,

wenn die Gewerkschaftsmitglieder
oder -funktionäre ein Beschwerdever-
fahren bzw. einen Arbeitskampf füh-
ren. Die Arbeitgeber können eine Li-
ste von Gegenbeschwerden vorlegen,
um Verwirrung zu stiften und die Ver-
handlungen zu verzögern. Sie kön-
nen, und tun dies häufig, Gewerk-
schaftsmitglieder und -funktionäre
schikanieren, sie auffordern, die Ge-
werkschaft zu verlassen und frühere
Vereinbarungen wegen zu geringer
Mitgliederzahl in der Gewerkschaft
für ungültig erklären.

25 Es gelten strenge Auflagen
für das Streikrecht im Lande. Den Ar-
beitgebern steht es frei, streikende
Beschäftigte zu entlassen und neue
an ihrer Stelle einzusetzen. Nichtge-
werkschaftlich organisierte Beschäf-
tigte können der Gewerkschaft nicht
beitreten oder sich an einer Gewerk-
schaft beteiligen, nachdem ein Streik
ausgerufen worden ist. Im Rahmen
des Gesetzes bleibt ein Arbeitgeber
auch, wenn er eine Fabrik kurzfristig
stillegt, umsiedelt, umbenennt oder
schliesst und dann selektiv Gewerk-
schafterinnen entlässt. Es gibt einen
breiten Raum im Gesetz für den Ar-
beitsminister, Streiks zu verhindern
oder zu beenden, wenn er der Mei-
nung ist, dass dies der Wirtschaft
schade, eine Gefahr für den sozialen
Frieden, die Sicherheit des Landes
oder die öffentliche Moral darstelle.

26 Ein Streik ist nur dann le-
gal, wenn die Ja-Stimmen bei der Ur-
abstimmung mindestens 50% der ins
gesamt eingetragenen Mitglieder der
Gewerkschaft ausmachen (im Gegen-
satz zu 50% der tatsächlich abstim-
menden Mitglieder). Dadurch wird
der Arbeitskampf in grösseren Betrie-
ben mit mehreren Zweigniederlas-
sungen unmöglich. Die Beschäftigten
können keinen Sympathiestreik für
Kollegen im selben Sektor veranstal-
ten. Die Polizei verfügt über weitrei-
chende Befugnisse, Personen festzu-
nehmen und zu inhaftieren, die ge-
meinsam einen sogenannten illega-
len Streik veranstalten.



27 Die Gewerkschaftsorgani-
sationen können keine hauptamtli-
chen Funktionäre beschäftigen, denn
diese müssen Vollzeitbeschäftigte in
i hrem eigenen Sektor sein. Dies be-
schränkt sehr ernsthaft ihre Möglich-
keit der Teilnahme an den Aktivitäten
der Gewerkschaft. Die Gewerkschaf-
ten müssen über Gewerkschaftsfunk-
tionär/inn(e)n ausführliche Angaben
zur Person bei der Regierung vorle-
gen. Sie können von der Regierung
schon wegen geringfügiger Unregel-
mässigkeiten disqualifiziert werden.
Wenn sie eines Gesetzesverstosses
überführt werden, dürfen Gewerk-
schaftsfunktionär/inn(e)n für die
Dauer eines Jahres ihr Amt nicht aus-
üben. Sie können des Amtes entho-
ben und willkürlich entlassen wer-
den. Schlupflöcher im Gesetz ver-
schaffen dem Management die Mög-

lichkeit, langwierige Gerichtsverfah-
ren zu den verschiedensten Anliegen
einschliesslich Beschwerden einzu-
leiten.

28 Eine weitere enorme Ein-
schränkung der Vereinigungsfreiheit
sind die vom Gesetz auferlegten Be
schränkungen des Einsatzes von
Sachverständigen von aussen (oder
Beratern, wie sie genannt werden)
für das Funktionieren der Gewerk-
schaft und den Tarifverhandlungspro-
zess. Solche Berater müssen den An-
forderungen der Regierung gerecht
werden und eine Genehmigung zur
Arbeit mit den Gewerkschaften er-
werben. Die Unterstützung von sol-
chen Beratern (z.B. ein Verhand-
lungsführer aus einer nationalen Ge-
werkschaft oder aus einer erfahrene-
ren Gewerkschaft eines Staatsbetrie-

Im Juni 1991 verschwand der

damalige Präsident des LCT,

Thanong Phodhi-an, als er zu

einer Reise nach Genf aufbrach,

wo er die Sache der Verletzung

der Gewerkschaftsrechte in

Thailand bei der IAO

vorbringen wollte.

Bis heute wird er vermisst.

GEWERKSCHAFTSFÜHRER VERSCHWINDET: IAO-NORMEN IN THAILAND

Thailand ist seit 1919 Mitglied der Internationalen Arbeitsor-
ganisation, hat jedoch weder das Übereinkommen über Ver-
einigungsfreiheit (Übereinkommen 87) noch das Überein-
kommen über das Vereinigungsrecht (Übereinkommen 98)
ratifiziert. Thailand hat von etwa 175 von der IAO verab-
schiedeten Übereinkommen lediglich elf ratifiziert.

1958 wurden die thailändischen Gewerkschaften aufgelöst.
Die Anerkennung des Vereinigungsrechtes erfolgte erst zwi-
schen 1972 und 1976 nach umfangreichen Arbeitskämpfen,
die die Regierung zwangen, Minimalstrukturen zur Behand-
lung der Beschwerden einzurichten. 1972 wurden sogenann-
te "Arbeitnehmerverbände" die Grundlage der Arbeitneh-
mer-Arbeitgeber-Beziehungen des Landes. Drei Jahre später
wurde ein neues Gesetz über die Arbeitsbeziehungen (LRA -
Labour Relations Act) mit Bestimmungen über Gewerkschaf-
ten, Bünde und Dachverbände verabschiedet.
I n der letzten Februarwoche 1991 putschte das Militär und
entmachtete die demokratisch gewählte Regierung unter Mi-
nisterpräsident Chatrichai Choonhavan. Das LRA wurde an-
schliessend 1991 dahingehend geändert, dass es staatlich Be-
diensteten, Hausangestellten und Beschäftigten in der Land-
wirtschaft verboten wurde, Gewerkschaften zu gründen.

Die Beschäftigten im öffentlichen Dienst gehörten dem La-
bour Congress of Thailand (LCT) an, einem der aktivsten
Gegner der Einmischung des Militärs in die Arbeitsbezie-
hungen des Landes. Im Juni 1991 verschwand der damalige
Präsident des LCT, Thanong Phodhi-an, als er zu einer Reise
nach Genf aufbrach, wo er die Sache der Verletzung der Ge-
werkschaftsrechte in Thailand bei der IAO vorbringen woll-
te. Bis heute wird er vermisst.

I m Mai 1991 reichten der IBFG und eine Reihe von IBS bei
der IAO Klage wegen der Verletzung der Vereinigungsfrei-
heit in Thailand ein. Sechs Monate später sprach die IAO
eine strenge Rüge Thailands aus und forderte nachdrück-
lich, dass die Gesetze zurückgenommen werden, die die
Vereinigungsfreiheit der Beschäftigten und ihr Vereinigungs-
recht beschränken.

In den Vereinigten Staaten beantragte die AFL-CIO beim US-
Handelsvertreter im Oktober 1991, Thailand wegen der Ver-
letzung der Arbeitnehmerrechte von der Meistbegünstigten-
liste des GSP (Allgemeines Zollpräferenzsystem) zu strei-
chen. Die US-Fallstudie ist im Abschnitt K dieses Berichtes
enthalten und informiert auch genauer über das GSP

I m Juni 1992 beschloss der GSP-Unterausschuss, die Beob-
achtung der Arbeitnehmerrechte für weitere sechs Monate
fortzusetzen, um es der Regierung zu gestatten, die Arbeits-
politiken zu prüfen und zu überarbeiten und sie damit in
Einklang mit den internationalen Normen zu bringen. Es
bestand die Hoffnung, dass die Arbeitsbeziehungen 1992
entscheidend geändert werden würden; da kam es jedoch
zu schweren Unruhen im Anschluss an eine Serie dramati-
scher Ereignisse in Thailand, und das Militärregime sah sich
gezwungen, Wahlen anzuberaumen. Im September 1992
übernahm eine demokratisch gewählte Koalitionsregierung
die Macht. Allerdings haben sich die Versprechen des neu-
en Ministerpräsidenten während der Wahlkampagne, die
Arbeitnehmer-Arbeitgeber-Beziehungen zu reformieren, bis-
her nicht verwirklicht.



bes) ist sehr streng reglementiert,
und Zuwiderhandlungen können mit
bis zu einem Jahr Haft bestraft wer-
den. Das Gesetz beschränkt auch die
Zahl solcher Berater auf zwei pro Ge-
werkschaft. Auswärtige Gewerk-
schaftsorgane, wie zum Beispiel inter-
nationale Gewerkschaftsorganisatio-
nen, die Konferenzen, Seminare oder
Bildungsaktivitäten in Thailand orga-
nisieren wollen, müssen Genehmi-
gungen erhalten und die Beobach-
tung dieser Veranstaltungen durch
die Behörden zulassen. Und schliess-
lich verbieten die Bestimmungen es,
dass die Beschäftigten miteinander
kommunizieren. Die Verteilung von
Dokumenten am Arbeitsplatz ist ver-
boten. Eine Erlaubnis ist erforderlich,
wenn man an den Anschlagbrettern
i m Betrieb etwas aushängen möchte.
Es ist nicht erlaubt, Sitzungen auf
dem Betriebsgelände zu organisie-
ren, und den Beschäftigten kann die
Erlaubnis verweigert werden, den Be-
trieb vor oder nach der Arbeit zu be-
treten.

29 Bis zum Militärputsch von
1991 konzentrierte sich die Gewerk-
schaftsstärke in Thailand auf den Sek
tor der Staatsunternehmen, aus de-
nen etwa die Hälfte der Mitglieder
der Gewerkschaftsbewegung und die
grössten und stärksten Gewerkschaf-
ten kamen. 37 Gewerkschaften wur-
den aufgelöst, und damit wurde die
Mitgliedschaft von über 200.000 Be-
schäftigten aufgehoben. Das Militär
änderte das Gesetz und erlegte den
Gewerkschaften neue Beschränkun-
gen auf.

30 Die Beschränkungen der
Gewerkschaften in staatlichen Unter-
nehmen dienten dazu, die Solidarität
unter den Beschäftigten im staatli-
chen und im privaten Sektor zu zer-
stören. Seither ist die Verhandlungs-
stärke und das Wachstum der Ge-
werkschaftsbewegung erheblich ein-
gebrochen, und der Weg für eine ra-
sche und zügige Privatisierung staatli-
cher Unternehmen unter der unein-
geschränkten Kontrolle des Manage-
ments wurde geebnet.



DAS SPIEL MIT DEN NORMEN:
DIE ROLLE DER THAILÄNDISCHEN REGIERUNG

31 Die von der thailändi-
schen Regierung zur Untersuchung
des Brandes eingesetzte Kommission
kam zu dem Schluss, dass Kader die
Sicherheitsgesetze "... im stillen Ein-
vernehmen mit Regierungsbeamten"
verletzt hatte. Dies ist hilfreich, will
man verstehen, warum die Regierung
so rasch Anklage gegen einen Be-
schäftigten erhoben hat, nachdem
die Polizei ihn zuvor zusammenge-
schlagen hatte, damit er gesteht, dass
er unmittelbar vor dem Ausbruch des

Brandes eine Zigarette geraucht hat-
te. Erst nach einem Jahr nationalem
und internationalem Druck klagte
Thailand schliesslich den techni-
schen Leiter der Fabrik und drei Vor-
standsmitglieder an. Bis heute ist Ka-
der Industrial (Thailand) Co. Ltd. als
Unternehmen wegen des Brandes
nicht angeklagt worden.

32 Kader hat nach der Brand-
katastrophe eine neue Fabrik gebaut.
Die neue Fabrik befindet sich in der



nordöstlichen Provinz Nakhom Ra-
schasima und trägt den Namen
"Shougand Concord Grand (Grob) Li-
mited". Die thailändischen Beamten
räumen ein, dass sie keine Kenntnis
von den Plänen des Unternehmens
hatten, dort eine Fabrik zu bauen,
und dass sie den Bau auch nicht ge-
nehmigt hatten. Die thailändische Re-
gierung hat die Augen vor dieser kras-
sen Verletzung der Gesetze verschlos-
sen. Viele andere Übertritte sind
ebenfalls übergangen worden.

33 Abschnitt F dieses Berich-
tes beschrieb die wachsende Unfall-
rate in Thailand und wie 60% der
Grossbetriebe in Bangkok noch im-
mer die Sicherheitsnormen für den
Brandschutz verletzen. Ungenügend
durchgeführte Normen ermöglichen
es, dass Verletzungen in vielen Berei-
chen der Industrie unbemerkt blei-
ben, und zwar nicht nur in Arbeits-
schutzfragen. Von 32.228 Betrieben,
über die 1992 berichtet wurde, ver-
letzten 23.065 die Beschäftigungsnor-
men in den Bereichen Arbeitsstun-
den, freie Tage, Überstunden und
Bauzustand. Das sind 71% aller inspi-
zierten Betriebe, die nicht innerhalb
des gesetzlichen Rahmens betrieben

wurden. Diese Zahlen beziehen sich
nur auf ordnungsgemäss zugelassene
Betriebe. Die Regierung Thailands
setzt ihre eigenen Normen nicht
durch.

I) BAUSICHERHEIT:
DIE KADER-FABRIK

34 Separate Regierungsstellen
billigten die widersprüchlichen von
Kader eingereichten Baupläne. Ge
mäss dem Bauprüfungsgesetz wurde
die Gesellschaft ermächtigt, drei Trep-
penhäuser zu bauen. Es wurden je-
doch nur zwei Treppenhäuser ge-
baut, um den Plänen genüge zu tun,
die nach dem Fabrikgesetz geneh-
migt worden waren. Und nach dem
Fabrikgesetz baute Kader auch die
Gänge, die auf gleicher Stockwerks-
ebene von einem Gebäude zum an-
deren überleiteten. Diese Übergänge
waren in den Plänen, die zur Geneh-
migung nach dem Bauprüfungsge-
setz vorgelegt worden waren, nicht
eingezeichnet. Das Gesetz besagt,
dass für die Zahl der Beschäftigten
bei Kader die Treppenhäuser, die
auch als Fluchtwege dienen, zwi-
schen 5 und 10 m und nicht 1,5 m
breit hätten sein müssen.



35 Durch die Schächte der
eingebauten Lastenaufzüge wurde
die vertikale Ausdehnung des Bran
des beschleunigt. Dies und das
Fehlen adäquater horizontaler und
vertikaler Brandabschlusswände wa-
ren wichtige Faktoren im Kader-Un-
fall. Die Prüfung der Pläne, die der
Regierung gemäss Fabrikgesetz ein-
gereicht worden waren, ergab auch,
dass die Kader-Gebäude aus Stahlbe-
ton und nicht aus nichtisoliertem
Stahl hätten gebaut werden sollen.
Damit hätte verhindert werden kön-
nen, dass die Gebäude auf die flüch-
tenden Opfer stürzten.

36 Ein vom Nationalen
Brandschutzverband veröffentlichter
Bericht verwies auf acht wesentliche
Mängel (s. Anhang I) im Bau oder
bei der Planung der Fabrikgebäude,
ohne die die hohe Zahl der Todesop-
fer hätte vermieden werden können.
Keiner dieser Punkte war vom Unter-
nehmen in den Bauplänen der Fabrik
berücksichtigt worden. Der Bericht
schloss:

"Zu den Brandschutzprinzi-
pien, die aufgrund des Kader-Bran-
des in den Mittelpunkt der Aufmerk
samkeit gerückt sind, gehören die
Notwendigkeit sachgemäss geplanter,
eingebauter und gewarteter automa-
tischer Brandmelde- und Brandbe-
kämpfungssysteme; eine ordnungsge-
mässe Planung der Ausgänge (ein-
schliesslich einer ausreichenden Zahl
von genügend grossen und sinnvoll
angeordneten Ausgängen; der Ein-
bau von Brandabtrennungen und die
bauliche Integrität; sowie die Not-
wendigkeit der Brandschutzübungen
für die Benutzer des Gebäudes."

37 Die Regierungsakten wei-
sen aus, dass die Gesellschaft auch
eine Fabrik betrieb, ohne die vom Ge
setz vorgeschriebene Fabrikbauab-
nahmebescheiniung vom ortsansässi-
gen Amt beantragt zu haben. Ein Un-
terausschuss, den die Regierung zur
Untersuchung eingesetzt hatte, be-
richtete, dass die örtlichen Behörden,
die die Fabrikpläne prüfen und die
Genehmigungen ausstellen, unfähig
sind, die Anträge der Unternehmen

sorgfältig zu prüfen, weil es ihnen an
qualifizierten Bauingenieuren und
Personal mangelt. Die thailändische
Regierung war daher nicht in der
Lage, diesen Spielzeughersteller ord-
nungsgemäss zu reglementieren. Es
wurde Kader gestattet, eine unsiche-
re Fabrik zu bauen.

II) ARBEITSSCHUTZ:

DIE KADER-BELEGSCHAFT

38 Die nicht untersuchten Be-
triebsunfälle und die Zahl der getöte-
ten oder verletzten Beschäftigten bei
Kader über mehrere Jahre hinweg
führt vor Augen, dass das Unterneh-
men die Gesundheit und die Sicher-
heit seiner Arbeitskräfte nicht beach-
tete.

39 Im Untersuchungsbericht
der Regierung heisst es, dass "... die
Arbeitsbedingungen in der Fabrik
hart und niederdrückend waren". Es
war schwer, die Erlaubnis zum Verlas-
sen der Fabrik zu bekommen, wenn
die Beschäftigten krank wurden. Die
Beschäftigten nahmen als Strafe lie-
ber eine Lohnkürzung in Kauf, statt
vom Management angebrüllt und
schikaniert zu werden, wenn sie um
etwas baten.

40 Flusen, Fasern, Staub und
Tierhaare schwebten in den Räumen
der Produktionsetage. Brennbares
Material gab es überall in der Fabrik
zuhauf. Lärm, Hitzestaus und Abgase
aus verschiedenen Quellen wurden
von vielen erwähnt. Eine Staubbesei-
tigung gab es nicht; Schutzausrüstun-
gen waren ungenügend. Das Einat-
men des Staubes verursachte At-
mungsprobleme und der Kontakt da-
mit führte zu Hautreizungen. Die Am-
bulanz in der Fabrik verteilte entspre-
chende Medikamente (z.B. Clopheni-
ramin, Antihistamin oder Antipyreti-
ka), um die Symptome abzumildern.
Schwerere Fälle wurden in andere
Kliniken oder Krankenhäuser über-
wiesen. Die Beschäftigten zahlten für
die Medikamente selbst und wurden
für Rezepte in Höhe von bis zu 150
Bath (US$ 12) entschädigt. Vorausset-
zung hierfür war jedoch, dass sie 10
Bath pro Monat in einen Betriebs-



fonds für diesen Zweck einzahlten.

41 Kader verfügte nicht über
qualifizierte Sicherheitsbeauftragte
vor Ort, und führte auch keine ange
messenen Schulungs- und Bildungs-
programme für seine Beschäftigten
im Betrieb durch. Kader führte keine
regelmässigen Feueralarmübungen
für den Notfall durch.

42 Es gibt eine recht gut ent-
wickelte Gesetzesammlung der Ar-
beitsschutznormen in Thailand. Über
40 Gesetzesbestimmungen oder Ver-
ordnungen über Sicherheit, Berufs-
krankheiten, Verletzungen und Unfäl-
le liegen vor. Gefahren und gefährli-
che Produkte, einschliesslich schädli-
cher chemischer Stoffe, sind eben-
falls gesetzlichen Bestimmungen un-
terworfen. Andere Bestimmungen
schützen die öffentliche Gesundheit
und Sicherheit. Es besteht ein Schutz
für Kinder und Arbeitnehmerinnen
und für Beschäftigte in spezifischen
Berufen, in denen Spezialmaschinen
i n verschiedenen Situationen oder
Bedingungen zum Einsatz kommen.

43 Der Unterausschuss, den
die Regierung zur Untersuchung des
Kader-Brandes einsetzte, stellte fest,
dass das Hauptproblem in der man-
gelnden Durchführung der bestehen-
den Normen besteht. Dieser Unter-
ausschuss schlussfolgerte:

"Die Zahl der Beamten zur In-
spizierung der Industrieanlagen
reicht nicht aus. Das Ministerium für
Wohlfahrt und Arbeitsschutz hat le-
diglich 36 Beschäftigte, das Amt für
Industriebetriebe lediglich 20 Be-
schäftigte, die jedoch Sicherheitsin-
spektionen bei 200.000 Betrieben in
der zentralen Region und in den Pro-
vinzen durchführen müssen.

Viele Inspektoren und ihre
Vorgesetzten verfügen über mangel-
hafte wissenschaftliche, technische
oder Sicherheitskenntnisse.

Viele Beamte in leitenden
Funktionen sind für Sicherheitsin-
spektionen nicht ausgebildet. Der
mangelnde Sachverstand für Sicher-

heitsinspektionen führt dazu, dass
die gesamte Gruppe eine schwache
Leistung erbringt.

Die bestehenden Verfahren
sind veraltet. Sie können die Proble-
me nicht lösen.

Hochrangige Beamte in der
zentralen Region und in den Provin-
zen sind oft nachgiebig bei der
Durchführung der Gesetze. Infolge-
dessen nimmt die Zahl der Betriebs-
unfälle jährlich um 20% - 30% zu - vor
allem in den Provinzen. Die Verzöge-
rungen bei den juristischen Verfahren
machen das Gesetz ebenfalls unwirk-
sam."

44 Der thailändische Arbeits-
schutzverband berichtete, dass ledig-
lich 20 von 100.000 Übertritten in ei
nem Jahr tatsächlich den Gerichten
zur Behandlung vorgelegt werden.
Kader konnte daher eine ungesunde
und unsichere Fabrik betreiben.

III) MINDESTLÖHNE UND
ARBEITSORGANISATION
BEI KADER

45 Zur Zeit beträgt der Min-
destlohn im Grossraum Bangkok 135
Bath (US$ 5,52) pro Tag. Beschäftigte,
die den Mindestlohn nicht erhalten,
müssen täglich zusätzlich einige Stun-
den arbeiten, um genug für das reine
Überleben zu verdienen. Niedrigere
Löhne zwingen die Beschäftigten,
mehr Überstunden oder zusätzliche
Arbeit ausserhalb anzunehmen. Die
Zunahme der Arbeitsbelastung be-
deutet, dass die Effizienz nachlässt
und Unfälle häufiger eintreten. Die
Beschäftigten, die als zu unfallträchtig
eingestuft werden, werden häufig ent-
lassen und durch andere ersetzt - we-
niger müde, arbeitslose Beschäftigte.
Die Einhaltung der Mindestlohnbe-
stimmungen hat eine ganz unmittel-
bare Bedeutung für Fabrikunfälle.

46 Zur Zeit des Brandes be-
trug der tägliche Mindestlohn 125
Bath (US$ 5) für Bangkok und die
umliegenden Gebiete.

47 Die Beschäftigten bei Ka-



der, die im Krankenhaus nach dem
Brand befragt wurden, berichteten,
dass lediglich etwa 100 Beschäftigte
als "Angestellte" nach dem thailän-
dischen Gesetz eingestellt waren.
Dies waren die Büro- und Verwal-
tungsangestellten. Die meisten ande-
ren Beschäftigten waren Leiharbei-
ter. Als Leiharbeiter musste jeder ein-
zelne von ihnen einen Vertrag auf
Probe für drei Monate zu einem
Lohn von zwischen 60 und 70 Bath
(US$ 2,40 bis 2,80) unterzeichnen.
Nach den ersten drei Monaten unter-
zeichneten diese Leiharbeiter einen
anderen Arbeitsvertrag für die Dauer
von bis zu einem Jahr und zu einem
Lohn von gewöhnlich 80 bis 90 Bath
(US$ 3,20 bis 3,60) pro Tag. Dieser
Lohn konnte gelegentlich auch bis
100 Bath (US$ 4,00) pro Tag anstei-
gen. Viele Beschäftigte arbeiten be-
reits zwei Jahre im Betrieb, ohne
den gesetzlichen Mindestlohn erhal-
ten zu haben. Die Beamten des Ar-
beitsministeriums wurden gefragt,
ob diese Praxis, den Leiharbeitern
weniger als den Mindestlohn zu zah-
len, auch weiterhin zulässig wäre.
Sie bestätigten, dass die Regierung
nach der Machtübernahme durch
das Militär eine Politik verabschiedet
habe, die die Einmischung in die Ar-
beitnehmer-Arbeitgeberverträge un-
terbinde, solange die Beschäftigten
ihre schriftliche Zustimmung geben.
Obwohl die frühere Gesetzgebung
eine Obergrenze von 120 Tagen für
die Dauer von Zeitarbeitsverträgen
gesetzt hatte, war es zugelassen wor-
den, dass diese Praxis unbefristet
fortgesetzt wurde, ohne dass die Re-
gierung einschritt. Lediglich die Be-
schäftigten, die beim Unternehmen
schon mehrere Jahre arbeiteten, er-
hielten tatsächlich den Mindestlohn.

48 Ähnliche Beschränkun-
gen gelten für Schüler, die als Teil-
zeitbeschäftigte eingestellt sind. Vie
l e von ihnen sind in einem Alter um
das Mindestalter von 13 Jahren.
Mehrere verletzte Beschäftigte be-

richteten der Bangkok Post, dass Ka-
der etwa 100 Schüler als Teilzeitar-
beitskräfte in den Sommerferien ein-
stellte. Es wurde ihnen erklärt, dass
Teilzeitbeschäftigte keinen Anspruch
auf Sozialleistungen oder auf den
Mindestlohn hätten. Der Betrieb be-
schäftigte gewöhnlich Schüler wäh-
rend der Ferienzeit. Abgesehen da-
von erklärte das Ministerium für
Wohlfahrt und Arbeitsschutz, dass
Beschäftigte, die als Teilzeitbeschäf-
tigte mit dem Schülerstatus zur Aus-
bildung im Beruf eingestellt werden,
keine Forderungen gegenüber dem
Betrieb erheben könnten, zum Bei-
spiel auf Entschädigung im Verlet-
zungsfalle.

49 Kader machte auch Ge-
winne, indem besonders bei der Be-
zahlung der Überstunden gespart
wurde. Die reguläre Arbeitszeit dau-
erte von 8.00 Uhr bis 17.00 Uhr (d.h.
neun Stunden pro Tag). Wenn das
Unternehmen mit Aufträgen über-
häuft wurde, dann machten die Be-
schäftigten Überstunden bis 22.00
Uhr oder 23.00 Uhr oder sogar bis
5.00 Uhr morgens. Kader zahlte da-
für 21 Bath (US$ 0,84) pro Stunde
mehr auf den regulären Lohn. Eine
der Regierungsstellen berichtete der
Untersuchungskommission, dass Ka-
der die Schichtarbeit umfangreich
nutzte, wodurch unsichere Bedin-
gungen entstanden, die die Wahr-
scheinlichkeit des Eintretens von Ar-
beitsunfällen steigen liessen. In der
Praxis hatten die Beschäftigten bei
Kader keine Alternative, als Über-
stunden zu arbeiten, denn das regu-
läre Einkommen von der Normalar-
beitszeit reichte nicht zur Deckung
der Lebenshaltungskosten. Die Be-
schäftigten berichteten auch, dass
die Vorarbeiter häufig Ziele für die
Tagesproduktion steckten und es
Lohnabzüge gab, wenn die Quoten
nicht erreicht wurden. Somit war Ka-
der verantwortlich für die Bedingun-
gen am Arbeitsplatz, die die Brand-
und Unfallgefahr erhöhten.

Zur Zeit beträgt der Mindestlohn
i m Grossraum Bangkok 135 Bath
(US$ 5,52) pro Tag.



KADER UND DER ASIATISCHE KONTEXT

I)DIE GESCHICHTE VON KADER
IN THAILAND

50 Die Kader Industrial Com-
pany ist ein typisches Beispiel für das
neu entstehende industrielle Produk
tionskapital in Asien. Die Gesellschaft
wurde von Ting Xiong-zhao, einem
chinesischen Industriellen, gegründet,
der sich in den zwanziger und dreissi-
ger Jahren mit mehreren Firmen in

Schanghai niederliess und dort Batte-
rien und Glühbirnen herstellte. Ting
floh 1949 nach der kommunistischen
Machtübernahme in China nach
Hongkong. In Hongkong machte Ka-
der später riesige Gewinne mit der
Herstellung von Kunststoffgegenstän-
den und Taschenlampen für die US-
Streitkräfte. 1954 nahm Kader die Her-
stellung von Plastikspielzeug für den
US- und den europäischen Markt auf.



51 Von den sechziger Jahren
an konzentrierte sich die Ting-Familie
auf die Herstellung von Spielwaren.
Dennis Ting He-shao und Kenneth
Ting Wu-shao, der ältere und der jün-
gere Sohn von Ting Xiong-zhao, folg-
ten ihrem Vater und bauten das Ka-
der-"Spielzeugimperium" weiter aus.
Zur Zeit ist Dennis Ting (auch als der
"König der Spielwaren" bekannt) der
Chef der meisten von Kader geführ-
ten Gesellschaften und Kenneth Ting
der geschäftsführende Direktor. Das
Familiengeschäft wurde auch diversi-
fiziert, und zwar in Bereiche wie Im-
mobilien und Handel. Die Ting-Fami-
lie herrscht zur Zeit über ein Dutzend
Gesellschaften wie Kader Industrial
Co. Ltd., KCP Toys, KCP Packaging,
Kader Holding, Bachmann and Lyre
Terrace Development.

52 Die US-Zollpapiere weisen
aus, dass Kader Industries Hongkong
Spielwaren in einer Fabrik in Thai
land für einige der grössten Marken-
namen der US-Spielzeugindustrie her-
stellt: Arco, Kenner, Gund, J.C. Pen-
ney, Hasbro, Toys'R'Us, Fisher-Price
und Tyco. Die Fabrik stellte auch
Stoffpuppen, Hausschuhe und Souve-
nirs für die Europäische Union her.
Kader, der grösste Vertragsspielzeug-
hersteller in Asien, beschäftigt 10.000
Menschen in acht Ländern. Die Ak-
tien werden an der Hongkonger Bör-
se gehandelt.

53 Kader Industrial (Thai-
land) Co. Ltd. nahm die Produktion
1988 auf und bildete das Thai Chui-fu
Holding als öffentlich eingetragene
Gesellschaft 1990; 20% der Aktien
wurden auf dem thailändischen Ak-
tienmarkt gehandelt.

54 In Thailand wurde Kader
als ein ausländisches Gemeinschafts-
unternehmen mit dem CP (Charoen
Pokphand)-Konzern aufgebaut, der
der wohlbekannten Familie Chiarava-
nont in Thailand gehört. CP ist einer
der grössten südostasiatischen Kon-
zerne mit umfangreichen Agrounter-
nehmen und expandiert zur Zeit in
vielen anderen Geschäftsbereichen,
unter anderem auch in China.

55 Der in Thailand ansässige
CP-Konzern hat wiederum in Hong-
kong eine Gesellschaft mit dem Na
men Honbo Investment gegründet.
Honbo Investment und Kader Indu-
strial schufen dann eine weitere Ge-
sellschaft, nämlich KCP Toys, eben-
falls in Hongkong.

II) 
KADER UND DER KONZERN

CP IN CHINA

56 Anfang der achtziger Jah-
re, als China in Shekou im Kantondel-
ta eine Sonderwirtschaftszone ein
richtete, war Kader das erste Unter-
nehmen, das dort einen Produktions-
betrieb aufbaute. Dennis Ting wurde
somit als "erster Geschäftsmann aus
Hongkong in Shekou" bekannt. Die
Suche nach billigen Arbeitskräften
zur Minimierung der Produktionsko-
sten ist der Hauptgrund für die Verla-
gerung von Industrien aus Hongkong
in das südliche China.

57 Kader verfügt über zwei Fa-
briken in den chinesischen Sonder-
wirtschaftszonen. Vor einigen Jahren
berichtete "Business Week" über die-
se Betriebe und zeigte, wie ihre Be-
schäftigten (einige von ihnen minder-
jährig) 14 Stunden pro Tag, sieben
Tage pro Woche arbeiteten, um ver-
traglich festgelegte Fristen der US-
Spielzeugunternehmen für spezielle
Weihnachtsbestellungen über Mickey
Mouse und andere Puppen einzuhal-
ten. Kaders Spielzeugfabrik in Shekou
war die erste Investition aus Hong-
kong in dieser Region. Die Einrichtun-
gen in Shekou sind alt und herunter-
gekommen. Im Juni 1993 traten die
Beschäftigten mit Unterstützung des
Ortsverbandes des Allchinesischen
Gewerkschaftsbundes (ACGB) in She-
kou-Stadt aufgrund der schlechten Le-
bensmittelversorgung und Arbeitsbe-
dingungen in den Ausstand.

58 Seit 1990 ist über zwei
Brände in der zweiten Kader-Fabrik
in Dongguan berichtet worden. Rund
4.000 Beschäftigte verdienen knapp
RMB.¥ 120 (US$ 20) pro Monat. Sie
haben über überfüllte, dunkle,
schmutzige und ungesunde Lebens-
bedingungen berichtet.

Die Suche nach billigen
Arbeitskräften zur Minimierung
der Produktionskosten ist der
Hauptgrund für die Verlagerung
von Industrien aus Hongkong in
das südliche China.



Daher sieht es so aus, als seien

die Infrastrukturverbesserungen

i n China, gekoppelt mit geringen

Mindestlöhnen, die entschei-

dendsten Faktoren für die Frage

des Verbleibs in Thailand oder

der Umsiedlung nach China.

59 Im Jahr 1993 führte die
Zeitschrift "Asia Week" den Konzern
Charoen Pokphand (CP) als zwölft
grössten Investor in Thailand auf. Das
Unternehmen ist sowohl vertikal als
auch horizontal in zahlreiche andere
Unternehmungen (Futterfabriken,
Bauernhöfe, Motorräder, Immobilien
und Lebensmittellizenzen) in ver-
schiedenen asiatischen Ländern un-
tergliedert. Dem "Far Eastern Econo-
mic Review" zufolge ist der Konzern
dabei, seine Tätigkeiten in China, wo
er bereits zu den ausländischen Spit-
zeninvestoren gehört, aggressiv aus-

zuweiten. Das Unternehmen plant
eine Expansion in Warenhäusern,
Kraftfahrzeugen, Ölraffinerien und
petrochemischen Erzeugnissen. Sein
Joint Venture mit Kader in Thailand
scheint bezeichnend für seine Vorge-
hensweise zu sein, und es unterzeich-
net in rasantem Tempo neue Joint-
Venture-Verträge. Weltweit umfasst
der Konzern CP über 200 Unterneh-
men mit Gesamteinnahmen, die sich
im Jahr 1992 allein auf US$ 4 Milliar-
den beliefen. Einige der chinesischen
CP-Unternehmen sind auch an der
New Yorker Börse notiert.

SPIELZEUGINVESTOREN ERSCHLIESSEN NEULAND

Eine Hongkonger Fallstudie

Die Investitionen von Kader und dem CP-Konzern in Thai-
land und in China zeigen den Wandel des Investitionsmu-
sters in der Spielzeugindustrie auf.

Vor wenigen Jahren druckte ein thailändisches Wirtschafts-
magazin einen Artikel über die wachsende Tendenz der
Spielzeughersteller, ihre Betriebe von Thailand nach China
zu verlagern. Der Artikel erwähnte die Big Fair Toys (Thai-
l and) Company als ein Beispiel. Dieses Unternehmen stellt
batteriegetriebene ferngesteuerte Spielzeugautos sowie
Lego nachempfundene Spielwaren unter dem Namen Tan-
dem her. Ursprünglich waren die Betriebe von Hongkong
nach Thailand verlagert worden. "Wir verdienten etwa 60
Millionen Bath pro Jahr während des ersten Jahres unseres
Betriebes hier". So wurde der Generalmanager Phakarat
Vishudumark in dem Artikel zitiert. Er erläuterte, dass der
Aufbau mit der Hilfe der Regierung diese Anfangsinvestitio-
nen lohnender gemacht hatte, als in Hongkong zu bleiben.
Mitte der achtziger Jahre erzielte Thailand eine stabile
Wachstumsrate von 10% und wurde als Idealland für Investi-
tionen in die herstellende Industrie, einschliesslich Spiel-
zeug, betrachtet. Seinerzeit betrug der Mindestlohn etwa 10
Bath pro Tag, und die Steuern und Kosten für Rohstoffe wa-
ren einmalig gering. Allerdings änderte sich dann die Lage
bei den Investitionen in Spielwaren. Durch den Anstieg der
Arbeitskosten, gekoppelt mit einem scharfen Wettbewerb
unter den Grossunternehmen, verschlechterte sich der Ge-
winn des ersten Jahres deutlich, und das Unternehmen ver-
lagerte seinen gesamten Betrieb komplett nach China. An-
dere Betriebe folgten diesem Beispiel auf ähnliche Weise.

1990 nahm das Industrieministerium der Regierung von
Hongkong zweimal eine Untersuchung von 976 herstellen-
den Betrieben vor, um das Investitionsverhalten in 14 Wirt-

schaftsbereichen einschliesslich der Spielzeugindustrie zu
prüfen. 214 in Hongkong ansässige Spielzeughersteller fie-
len unter die 976 geprüften Betriebe. 50,9% von ihnen hat-
ten bereits Produktionsstätten ausserhalb Hongkongs eröff-
net. Nach den am stärksten hier vertretenen Betrieben aus
der Foto- und Spielwarenindustrie schlossen sich auch an-
dere dem Expansionsprozess ausserhalb Hongkongs an.
21,5% der Spielzeughersteller rechneten mit einem Auslau-
fen ihres Betriebes in Hongkong, und 99% davon wiederum
rechneten mit einer Verlagerung nach Guangdong in China.
11% beabsichtigten, in Hongkong zu bleiben und ihren Be-
trieb auf Guangdong auszuweiten. Von den untersuchten
Fällen planten nur sehr wenige eine Expansion in Thailand.

Ähnliche Änderungen traten in anderen herstellenden In-
dustrien ein, aber der Wandel in der Spielzeugindustrie war
neben der Elektronikindustrie der einschneidendste. Von
532 Befragten der gesamten herstellenden Industrie mit aus-
serhalb Hongkongs ansässigen Fertigungsbetrieben gaben
92% an, sich in China und 84% in der Provinz Guangdong
niedergelassen zu haben.

Die Beschlüsse, Thailand zu verlassen, werden jedoch
durch die schlechte Infrastruktur in China hinausgezögert.
Trotz der Aussichten auf billige Arbeitskräfte in China sind
andere Gesellschaften genauso wie Kader auch in Thailand
geblieben. Thailand hat eine verlässlichere Infrastruktur
und mehr qualifizierte Arbeitskräfte. Von 20 möglichen In-
vestitionsfaktoren wählten 84 der 191 befragten Gesellschaf-
ten (in der Untersuchung von Hongkong) die Infrastruktur
als zweitwichtigsten Faktor (nach den Arbeitskosten). Da-
her sieht es so aus, als seien die Infrastrukturverbesserun-
gen in China, gekoppelt mit geringen Mindestlöhnen, die
entscheidendsten Faktoren für die Frage des Verbleibs in
Thailand oder der Umsiedlung nach China.



CHINA: DOMINIERENDER AKTEUR AUF DEM
WELTSPIELZEUGMARKT

60 Die billigen Arbeitskräfte,
gemeinsam mit den schlechten Ar-
beitsschutznormen, sind die wichtig
ste treibende Kraft für diese schnelle
Entwicklung in China seit Beginn der
achtziger Jahre. Die Mindestlöhne in
China liegen bei rund US$ 0,80 pro
Tag gegenüber US$ 5 pro Tag in Thai-
l and.

61 Angaben der US-Spiel-
zeugherstellervereinigung Toy Manu-
facturers of America zufolge beliefen
sich die US-Spielzeugimporte aus Chi-
na im Jahr 1992 auf allein insgesamt
US$ 3,3 Milliarden. 40% des gesamten
in der Europäischen Union verkauf-
ten Spielzeugs stammt aus China.

I) UNFÄLLE UND VERLETZUNGEN
I N CHINA

62 Der Kader-Brand erinnerte
an noch schlimmere Bedingungen in-
nerhalb der Grenzen Chinas. Seit
1991 ist in China lediglich über weni-
ge Brände und Unfälle öffentlich be-
richtet worden. Einige davon sind in
nachstehendem Kastenartikel über
die Bedingungen in Joint Ventures in
China zusammengefasst. 376 Be-
schäftigte kamen bei diesen Bränden
ums Leben, 501 weitere wurden ver-
l etzt. Dennoch ist dies nur ein gerin-
ger Prozentsatz derjenigen, die lan-
desweit ums Leben kamen. Aus Pe-
king war über die Tageszeitung "Chi-
na Daily" zu erfahren, dass rund
15.000 Menschen bei Arbeitsunfällen

i m Jahr 1992 ums Leben kamen. 1993
starben über 20.000. In den Sonder-
wirtschaftszonen nimmt die Zahl der
Arbeitsunfälle in raschem Tempo zu.
Allein in Guangdong erhöht sich die
Zahl der Toten um erschreckende
62% pro Jahr.

63 Das Fehlen von Gesund-
heits- und Sicherheitsbestimmungen
bedeutet für ausländische Investoren
in China enorme Einsparungen.
Nach dem Spielzeugfabrikbrand in
Shenzhen gaben chinesische Beamte
zu, dass Joint-Venture-Unternehmen
die Sicherheitsnormen vollkommen

ignorierten. Kurz nach dem Brand in
Guangdong (der in nachstehendem
Kastenartikel beschrieben wird) wet-
terte die Tageszeitung "China Daily"
in einem Artikel gegen ausländische
I nvestoren, die die Rechte der Be-
schäftigten vernachlässigten und ihre
Sicherheit aufs Spiel setzten. Zitiert
wurden die Ergebnisse einer Untersu-
chung unter 30 Unternehmen in den
Städten der Region, die sich in aus-
ländischem Besitz befinden. Den Be-
schäftigten in über 4/5 der untersuch-
ten Betriebe wurden die grundlegen-
den Arbeitnehmerrechte verweigert.
Einige verfügten über keinerlei eta-
blierte Sicherheitsvorkehrungen oder
-verfahren. Auch ausdrückliche War-
nungen in bezug auf potentielle Pro-
bleme scheinen keinerlei Wirkung zu
haben. Die Besitzer der Fabrik Zhili
waren beispielsweise acht Monate
vor dem Brand warnend darauf hin-
gewiesen worden, dass Verbesserun-
gen ihrer Brandschutzmassnahmen
erforderlich seien. Provinzfeuerwehr-
l eute in Fuhzou hatten die Gaofu-
Eigner vor dem Brand vom Dezem-
ber 1993 zweimal warnend auf erfor-
derliche Verbesserungen der Sicher-
heitsbedingungen hingewiesen. Zu
den Fabrikbränden kam es allerdings
dennoch, und 144 Beschäftigte ka-
men dabei ums Leben.

64 Die erschreckende Zunah-
me der Todesfälle am Arbeitsplatz
geht mit der erstaunlichen Erhöhung
des chinesischen Wirtschaftswachs-
tums Hand in Hand. Eilig gebaute Fa-
briken, die Unternehmen in Hong-
kong und Taiwan gehören und in de-
nen junge Migranten aus Chinas är-
meren Wirtschaftsregionen beschäf-
tigt sind, sind entlang der chinesi-
schen Küste wie Pilze aus dem Bo-
den geschossen. Chinesischen Anga-
ben zufolge sind in rund 167.000 Un-
ternehmen, die zum Teil oder aus-
schliesslich von ausländischen Be-
trieben finanziert werden, über sechs
Millionen Beschäftigte angestellt.

65 In China scheint es kaum
Vorkehrungen für Entschädigungs-



zahlungen an die Opfer und ihre Fa-
milien zu geben. Nach dem Brand in
der Fabrik in Guangdong wurden die
Überlebenden in einer nur spärlich
eingerichteten Gemeindehalle be-
wacht und durften weder Familie
noch Freunde sehen. Die Beschäftig-
ten sagten, sie seien wie Gefangene
behandelt worden und hätten unter

24stündiger Polizeiüberwachung ge-
standen. Die Sicherheitsvorkehrun-
gen in den Krankenhäusern von
Shenzhen, wohin die Verletzten ge-
bracht worden waren, waren eben-
falls sehr strikt. Die chinesischen Be-
hörden haben zu Fragen der Entschä-
digung für die Opfer oder ihre Fami-
lien bisher geschwiegen.

DIE BRÄNDE IN THAILAND SIND EIN SPIEGELBILD DESSEN, WAS IN ANDEREN JOINT
VENTURES IN CHINA PASSIERT

- 1991 kam es zu einem schweren Brand in einer einem
Unternehmen aus Hongkong gehörenden Regenmantel-
fabrik in Dongguan, bei dem rund 80 Menschen ums Le-
ben kamen und etwa 50 verletzt wurden. Auch Kader hat
eine Fabrik in Dongguan. Seit 1990 ist dort über zwei Fa-
brikbrände berichtet worden.

- 1993 erschütterte eine massive Salpetersäureexplosion
ein Depot für gefährliche Güter in Shenzhen. 15 Men-
schen kamen bei der Anmao Dangerous Goods Shipping
& Storage Company ums Leben, 200 wurden verletzt. Im
August desselben Jahres erklärte ein Untersuchungsteam
des Staatsrates gegenüber der Kommunalregierung, dass
die Brandschutzarbeit des Büros für Öffentliche Sicher-
heit, dem 20% des Betriebes gehörten, nicht der Norm
entspreche. Es warnte, dass die Wasserversorgung nicht
ausreiche, um mit Bränden fertig zu werden, und dass die
Ausrüstung zur Brandbekämpfung ebenfalls inadäquat
sei.

- Am 25. November 1993 kamen 26 Menschen bei einem
Brand in einer Feuerwerkskörperfabrik in der nördlichen
Provinz Hebei ums Leben.

- Am nächsten Tag, am 26. November 1993, verloren 61
Menschen bei einer Explosion in einem Chemiebetrieb
i n Chinas zentraler Provinz Hunan ihr Leben.

- Ebenfalls im November 1993 kamen bei einem weiteren
Brand in einem Unternehmen, das sich im Besitz eines
i m südlichen China tätigen Joint Venture aus Hongkong
befand, 84 Beschäftigte (nahezu alles Frauen) ums Le-
ben, 42 weitere wurden verletzt. Die Spielzeugfabrik Zhili
i n Shenzhen war eine Todesfalle - keine Feuermelder, kei-
ne Sprinkleranlagen, keine Wasserschläuche und keine
Notausgänge. Es gab lediglich eine einzige Treppe, ver-
schlossene Türen und Maschendraht vor den Fenstern. In
den Nachrichten wurde die Fabrik als ein verschlossener
Käfig bezeichnet. Über 400 Personen, die für Zhili arbeite-

ten, verbrachten den grössten Teil des Tages in der drei-
stöckigen Fabrik, wo sie im ersten und zweiten Stock an
Maschinen sassen, um für zwischen 200 und 300 Yuan
pro Monat Stoffspielzeug zu nähen. Die meisten Beschäf-
tigten waren Frauen aus den Provinzen Sichuan und Hu-
nan, einige erst 16 Jahre alt, die in einem L-förmigen
Wohnheim ausserhalb der Fabrik schliefen und assen.
Das Spielzeug wurde für den Export nach Italien` und Ka-
nada hergestellt.

- I m November der darauffolgenden Woche töteten giftige
Gase in einer Kunststoff- und Elektronikfabrik in Guang-
dong zwei Beschäftigte, 19 weitere wurden verletzt. Die
Ventilatoren waren zwei Tage vor dein Zwischenfall ka-
puttgegangen und nicht repariert worden.

- Am 13. Dezember 1993 kamen bei einem Brand in der
Textilfabrik Gaofu Textile Co. of China in der Provinz Fuh-
zou 60 Fabrikbeschäftigte, vorwiegend Frauen, ums Le-
ben. Bei dem ohrenbetäubenden Lärm der Maschinen ar-
beiteten die Beschäftigten im 3. Stock der Fabrik uner-
müdlich weiter, während 60 Menschen in ihren Betten
starben, als ein Feuer das Stockwerk darüber erfasste. In
dem taiwanischen Unternehmen wurde ausbeuterische
Fliessbandarbeit verrichtet.

- Am 11. Juni 1994 kamen bei einem Brand in einer chine-
sischen Schuhfabrik in der Nähe von Jiangmen 10 Men-
schen ums Leben, 30 weitere wurden verletzt.

- Am 17. Juni 1994 kamen bei einem Brand in einem weite-
ren Joint-Venture-Betrieb 38 Menschen ums Leben, und
160 wurden verletzt, als ein ausgebranntes Gebäude ein-
stürzte. Es handelte sich um die Textilfabrik Yue Sun in
der chinesischen Industriezone Qianshan rund 8 km
nördlich der Grenze zu Macao. Die Fabrik gehörte einem
Händler aus Hongkong und dem Industriebetrieb Shuhai
Qianshan.



DIE INTERNATIONALE SPIELZEUGINDUSTRIE:
EIN VERTRAGSGEFLECHT

I) DIE IDEEN:
DER HINTERGRUND

II) SPIELZEUGHERSTELLUNG:
BILLIGE ARBEIT FÜR SPIELZEUG

66 Spielzeug wird für alle Al-
tersgruppen gekauft, hauptsächlich
jedoch von Kindern und für Kinder,
und mit seinem Kauf soll ein liebe-
volles Verhältnis symbolisiert wer-
den. Es soll einen Aspekt eines Ver-
hältnisses zu anderen, gewöhnlich
Eltern, Grosseltern oder engen
Freunden, zum Ausdruck bringen.
Spielzeug wird um Ideen herum ge-
staltet, um Erinnerungen wachzuru-
fen oder starke Gefühle von Freund-
schaft, Zusammengehörigkeit, Für-
sorge, Liebe und Vertrautheit zu ver-
mitteln.

67 Von zentraler Bedeutung
für die Spielzeugindustrie sind die
Lizenzen für "Ideen", um die herum
Spielzeug gestaltet wird. Schätzungs-
weise 45% aller weltweit verkauften
Spielzeugartikel werden per Lizenz
hergestellt. 80% der Spielzeugexpor-
te aus Hongkong werden gegenwär-
tig mittels Verträgen produziert, in
deren Rahmen Markenunternehmen
bestimmten Herstellern die alleini-
gen Produktionsrechte übertragen.
Bei der Herstellung von Sportschu-
hen und elektrischen Geräten sieht
es ähnlich aus.

68 Spielzeugideen werden
häufig von Personen kreiert und
propagiert, die in Kinos, Fernseh
programme, Bücherverlage oder die
Cartoon-Produktion investieren. Die
I deen werden als eingetragene Mar-
kennamen oder durch Urheberrech-
te bzw. Patentlizenzen kontrolliert
oder erworben. Da Spielzeugideen
auch dazu verwendet werden, um
Gefühle im Zusammenhang mit an-
deren Verbrauchsgütern zu wecken,
verfügen auch Rundfunkgesellschaf-
ten und Werbeunternehmen über
Investitionen in Lizenzen und Paten-
te, ebenso wie Unternehmen, die
mit Verlosungen, Lotterien, Volks-
festen und Messen zu tun haben.

69 Am anderen Ende der
"Ideen"-Industrie finden sich die Fa-
briken, die das Spielzeug herstellen.
Im Laufe dieser Untersuchung wur-
den im Zusammenhang mit dem Vor-
handensein von Spielzeugproduk-
tionsmöglichkeiten nachstehende
Länder am häufigsten genannt:
Hongkong, China, Thailand, Malay-
sia, Philippinen, Brasilien, Mexiko,
Taiwan, Südkorea, Macao und Indo-
nesien. Die Spielzeughersteller dieser
Länder konkurrieren um die Produk-
tionsverträge, wo immer dies möglich
ist, mit ihren Produktionskosten, Lie-
ferterminen und der Produktqualität.
Die Fabrikbesitzer stellen die Be-
schäftigten ein, die das Spielzeug her-
stellen. Möglicherweise vergeben sie
aber auch einen Teil der Arbeit durch
Unterverträge an andere Betriebe.
Viele Firmen sind Joint Ventures mit
Sitz in Hongkong oder in der asiati-
schen Region. Die Spielzeugproduk-
tion ist von einer Vielzahl relativ klei-
ner Fabriken und Werkstätten ge-
prägt, von denen wenige so gross
sind wie das Unternehmen Kader.

70 Kader verfügte über meh-
rere Vereinbarungen mit internatio-
nalen Spielzeugdesign- und -ver
triebskonzernen. Eins seiner am be-
sten bekannten Produkte ist die 1983
von Hasbro ins Leben gerufene "Cab-
bage Patch"-Puppe. Die Puppen wa-
ren ein enormer internationaler Mar-
keting-Erfolg.

III) VERMARKTUNG, ABSATZ
UND SICHERHEIT: ALLES TRIFFT
SICH AUF DER SPIELZEUGMESSE!

	

71 Produktionsverträge mit
Fabrikbesitzern bilden den Kern des
Spielzeugabsatzes. Grosseinkäufer
aus den Verbraucherländern unter-
zeichnen Produktionsverträge mit Fa-
brikbesitzern, in denen die Einzelhei-
ten für das bestellte Spielzeug, die
Produktionstermine, Zahlungsfristen
und Verpflichtungen des Lieferanten



I m Laufe dieser Untersuchung

wurden jedoch folgende

Unternehmen im Zusammenhang

mit diesem Aspekt der Spielzeug-

industrie am häufigsten genannt:

Toys-R-US, Hasbro, Mattel, Fisher-

Price, Tyco, J.C . Penney, Arco,

Kenner und Gund.

festgelegt sind. Tausende Unterneh-
men sind weltweit am Spielzeugein-
kauf beteiligt. Im Laufe dieser Unter-
suchung wurden jedoch folgende Un-
ternehmen im Zusammenhang mit
diesem Aspekt der Spielzeugindustrie
am häufigsten genannt: Toys-R-US,
Hasbro, Mattel, Fisher-Price, Tyco, J.C.
Penney, Arco, Kenner und Gund.

72 Das eingekaufte Spielzeug
wird das Eigentum von Grosshänd-
l ern und Einzelhändlern. Einige von
ihnen verfügen über ihre eigenen
Verteilungsmöglichkeiten, andere ha-
ben Verbindungen zu unabhängigen
Verkaufsstellen, Einzelhandelsge-
schäften oder gesonderten Verkaufs-
stellen für die Verbraucher. Letztere
können von kleinen Spielzeugge-
schäften bis hin zu grossen Kaufhäu-
sern oder Bildungs- bzw. Gesund-
heitseinrichtungen reichen.

73 Im Laufe der IBFG-Unter-
suchung wurden folgende Länder am

häufigsten als Verbraucher asiati-
schen Spielzeugs genannt: die USA
und Kanada, Deutschland, die Euro-
päische Union, das Vereinigte König-
reich, Japan, Frankreich, Spanien, Au-
stralien, Neuseeland und Italien.

75 1994 fanden rund 50 Spiel-
zeugmessen in elf Ländern statt. Die
jüngste Messe in New York machte
den Umfang der Spielzeugindustrie
auf anschauliche Weise deutlich. In
einer Ausstellungshalle von 300.000
Quadratfuss (84.000 Quadratmeter)
zeigten, kauften und verkauften
22.000 Einkäufer und 20.000 Spiel-

INDUSTRIELÄNDER FÖRDERN CHINESISCHE SPIELZEUGIMPORTE

Fallstudie: Spielzeugimporte in den USA

Die Verbraucherländer verfügen über vergleichbare Pro-
gramme, um den Erwerb von Spielzeug aus Asien, ein-
schliesslich China oder Thailand, zu erleichtern. Die in den
Verbraucherländern gefassten Beschlüsse haben erhebliche
Auswirkungen auf die Beschlüsse der Fertigungsleiter in
Hongkong, Thailand oder China.

I m Laufe der IBFG-Mission wurden die USA als Importeur
chinesischen Spielzeugs weit häufiger genannt als irgend-
ein anderes Land.

In den USA werden auf importierte Spielzeugartikel Zölle
erhoben, die von 12% für Puppen bis 6,8% für anderes
Spielzeug und von 3,9% - 4,6% für Spiele reichen. Es gibt
drei Programmgruppen, die auf Spielzeugimporte einge-
hen.

Gruppe von Spielzeugunternehmen bemüht sich zur Zeit
darum, diesen Status wiederherzustellen.

Die zweite Programmgruppe ermöglicht die zollfreie Ein-
fuhr von Spielzeug, Puppen und Spielen (sowie anderen Er-
zeugnissen). Sie umfasst das Allgemeine Zollpräferenzsy-
stem (Generalized System of Preference - GSP) sowie die In-
itiative zur wirtschaftlichen Erholung des karibischen
Beckens (Caribbean Basin Economic Recovery Initiative -
CBI). Beide erlassen die Zölle im Falle von in Schwellenlän-
dern hergestellten Produkten, wenn die Bestimmungen be-
züglich des lokalen Inhalts erfüllt werden können. Das GSP
ist jedoch die Hauptmöglichkeit für die zollfreie Einfuhr von
Spielzeug, Spielen und Puppen aus Mexiko, Macao, Thai-
land, Malaysia, Indonesien und den Philippinen gewesen.
Diese Länder haben ihre Lieferungen infolgedessen erhöht.
Die Exporte aus Taiwan, Südkorea und Hongkong sind zu-
rückgegangen, da sie ihren GSP-Status 1989 verloren haben.

Wenn nachgewiesen werden kann, dass direkt konkurrie-
rende Spielzeugartikel nicht in handelsüblichen Mengen in
den USA hergestellt werden können, kann Spielzeug bedin-
gungslos zollfrei eingeführt werden. Bis Januar 1993 galt
dies für Stoffpuppen, Spielzeugfiguren aus anderem Materi-
al sowie Felle, die bei ihrer Herstellung verwendet werden.
Dies bedeutete für die amerikanischen Spielzeugeinkäufer
pro Jahr Einsparungen in Höhe von US$ 75 Millionen. Eine

Die bedeutendste Entwicklung in den letzten Jahren ist
schliesslich die fortgesetzte Ausweitung der Lieferungen aus
China aufgrund seines "Meistbegünstigtenstatus" gewesen.
Ungeachtet der Tatsache, dass chinesische Produkte nicht
für eine zollfreie Einfuhr im Rahmen des GSP in Frage kom-
men, exportiert es weiterhin Spielzeug auf den nordameri-
kanischen Markt, auf das normalerweise ein Zolltarif von
70% erhoben würde.

74 Der Hauptkontaktpunkt
für Käufer und Hersteller sind grosse
Spielzeugmessen auf der ganzen
Welt. Auf Spielzeugmessen werden
Produktionsverträge eingeleitet oder
ausgehandelt und Grossaufträge ver-
geben, um die wichtigsten Märkte in
den Verbraucherländern zu versor-
gen.



zeughändler aus 93 Ländern Spiel-
zeug unter Bedingungen, die als "Su-
perkaufumgebung" bezeichnet wur-
den.

IV) DIE ROLLE INTERNATIONA-

LER SPIELZEUGVERTRÄGE

76 Um mehr Einfluss auf be-
stimmte Aspekte der Spielzeugver-
marktung und des Spielzeugabsatzes
ausüben zu können, besteht bei den
Spielzeugunternehmen die Tendenz,
i n mehr als einen Aspekt der Indu-
strie gleichzeitig zu investieren. 1982
erwarb Kader beispielsweise Bach-
mann Industries Inc., ein 1833 ge-
gründetes US-Unternehmen, das
Spielzeugeisenbahnen entwarf und
absetzte. Bachmann beherrscht ein
Viertel des gesamten Absatzmarktes
für Spielzeugeisenbahnen in den
USA. 1989 wurde Bachmann Europe
ins Leben gerufen, um Spielzeugei-
senbahnen auf dem europäischen
Markt zu vertreiben. 1992 erwarb Ka-
der darüber hinaus Lilliput, einen
österreichischen Modelleisenbahn-
hersteller. Diese Art der Käufe und
Verschachtelungen unter den einzel-
nen Unternehmen ist auf allen Ebe-
nen der Spielzeugindustrie üblich.

77 Für Grosseinkäufer wie
Grosshändler und Einzelhändler ist
es jedoch oft nicht wünschenswert,
direkte Investitionsinteressen in Pro-
duktionsstätten zu haben. Sie ziehen
es vor, sich von der Fabrikproduktion
fernzuhalten und die Kontrolle dar-
über statt dessen durch Produktions-
verträge auszuüben.

78 Der Vorteil liegt zunächst
darin, dass die Spielzeugeinkäufer
kein wertvolles Kapital für Produk
tionsstätten, Materialien, Infrastruktur
und Fertigkeiten aufwenden müssen.

79 Zweitens halten sich die
Einkäufer aus der direkten Entschei-
dungsfindung heraus, so dass sie
nicht für Unfälle oder für schlechte
Arbeitsschutzpraktiken verantwort-
lich (und haftbar) gemacht werden
können. Nach dem Kader-Brand
leugneten viele multinationale Unter-
nehmen, mit denen Kader Produk-
tionsverträge hatte, öffentlich jede
Verantwortung für die Katastrophe
und hielten sich aus Entschädigungs-
regelungen heraus.

80 Von grösster Bedeutung ist
schliesslich vielleicht, dass der Ver-
tragsprozess ausserhalb nationaler
Grenzen und ausserhalb des Gel-
tungsbereiches der innerstaatlichen
Regelungen abläuft. Dies hat unwei-
gerlich zur Folge, dass Länder wie
Thailand versuchen, ein günstiges
Klima für ihre Spitzeneinkäufer zu
schaffen, um diese Produktionsver-
träge zu bekommen. Die laxe Inkraft-
setzung bestehender Bestimmungen
ist eine Möglichkeit, um dies zu errei-
chen. Der Wettbewerb unter den ein-
zelnen Ländern um die Produktions-
verträge hat dazu geführt, dass Ge-
sundheits- und Sicherheitsüberlegun-
gen ausser acht gelassen wurden. Der
Wettbewerb zwischen Thailand und
China auf Kosten der Sicherheit bei
der lokalen Spielzeugproduktion war
ein Faktor, der zu dem Kader-Brand
beigetragen hat.



Ein äusserst ehrgeiziges

Programm wurde 1992

bekanntgegeben, um die

Vergabe von Unterverträgen in

allen Tätigkeitsbereichen des

verarbeitenden Sektors

auszuweiten.

EINBEZIEHUNG DER GEMEINSCHAFT:
EIN GEFLECHT VON SPIELZEUGVERTRÄGEN

81 Als Reaktion auf die inter-
nationalen Wettbewerbstrends hat
Thailand eine dynamische Investi
tionsbehörde sowie verschiedene
Freie Exportzonen eingerichtet. Die
Investitionsbehörde hat den Auftrag,
exportorientierte Industrien durch
das Angebot von Unterstützung für
Direktinvestitionen, Steueranreizen
und Einfuhrsteuererlassen für Ma-
schinen und Rohmaterialien zu för-
dern. Das neue Kader-Werk befindet
sich in einer solchen Zone.

82 Die Investitionsbehörde
hat ferner eine Reihe von Program-
men eingeführt, um Investoren bei
der staatlichen Bürokratie oder dem
Ausfindigmachen lokaler Unterver-
tragsmöglichkeiten behilflich zu sein,
um die Herstellung einzelner Teile,
i m Gegensatz zu "Endprodukt-Ein-
richtungen", zu fördern. Ein äusserst
ehrgeiziges Programm wurde 1992
bekanntgegeben, um die Vergabe
von Unterverträgen in allen Tätig-
keitsbereichen des verarbeitenden
Sektors auszuweiten.

83 Andere Länder haben
ähnliche politische Strategien und
vergleichbare Programme eingeführt.
Es ist bisher allerdings noch nicht
möglich, die Auswirkungen einzu-
schätzen, die diese Politik für die
Spielzeugindustrie hat. Die Vergabe
von Unterverträgen für Spielzeug
nahm Ende der sechziger und An-
fang der siebziger Jahre Gestalt an.
Bis Anfang der achtziger Jahre han-
delte es sich bereits um ein gut aus-
gebildetes Phänomen. Im Laufe der
IBFG-Untersuchung wurden drei ver-
schiedene Arten der Untervertrags-
vergabe deutlich.

I) PERSÖNLICHE
BESCHÄFTIGUNGSVERTRÄGE

84  In Abschnitt H(iii) dieses
Berichtes wird darauf eingegangen,
wie Kader weniger als den Mindest
l ohn zahlen konnte, indem indivi-
duelle Verträge mit einigen Beschäf-
tigten abgeschlossen wurden. Persön-

liche Verträge sind in der Industrie
weit verbreitet und können verschie-
denen Zwecken dienen. Es werden
unterschiedliche Bezeichnungen ver-
wendet, aber alle sind insofern
gleich, als sie sich um eine Vereinba-
rung zwischen dem Arbeitgeber und
einem/einer individuellen Beschäftig-
ten drehen. Nicht alle Beschäfti-
gungsverträge werden zu Unterver-
tragszwecken genutzt. Beschäftigte,
die sich bereit erklären, Arbeit von
der Fabrik mit nach Hause zu neh-
men, beispielsweise nach einem Ar-
beitstag, fallen häufig unter persönli-
che Verträge.

II ) INDIVIDUELLE
UNTERVERTRÄGE

85 In nebenstehendem Ka-
stenartikel findet sich eine Fallstudie
aus den Philippinen, die beschreibt,
wie ein Spielzeugunternehmen Tätig-
keiten per Untervertrag an einen sei-
ner eigenen Beschäftigten vergeben
hat, der wiederum Familienangehöri-
ge und Mitglieder der Gemeinschaft
angestellt hat, um Akkordarbeit zu
verrichten. Im Falle der Philippinen
wurde der Beschäftigte schliesslich
zu einem unabhängigen Subunter-
nehmer, der Hunderte Beschäftigte in
der Gemeinschaft anstellte. Diese
Praxis hat derart um sich gegriffen,
dass die IAO und das UNDP bereits
1982 eine Broschüre mit dem Titel
"Stoffspielzeug - ein Kleingewerbe"
veröffentlichten. Sie sollte der Förde-
rung von Entwicklungsprojekten in
kleinem Rahmen in der südpazifi-
schen Region dienen.

86 Das Thema der Broschüre
macht deutlich, wie wichtig das Sub-
unternehmertum für die Spielzeugin
dustrie bereits geworden war. Es wird
gezeigt, wie ein Kleinbetrieb zur Her-
stellung von hand- und maschinen-
gefertigtem Stoffspielzeug aufzubau-
en ist. Die Broschüre enthält viel An-
schauungsmaterial und ist für poten-
tielle Subunternehmer gedacht, die
bereit sind, Kleineinkäufern oder
Grossbetrieben zuzuarbeiten.



UNTERVERTRAGSVERGABE AN DIE FAMILIE UND DIE GEMEINSCHAFT

Eine Fallstudie aus den Philippinen

Ein Produktionsvertrag von einem grossen Spielzeugeinkäu-
fer gibt Fabrikeignern die Möglichkeit, auf verschiedene For-
men der Untervertragsvergabe zurückzugreifen, um die
Mindestbeschäftigungsnormen eines Landes zu umgehen.
Diese Fallstudie ist ein Beispiel dafür, wie die Vergabt von:
Unterverträgen diesem Zweck dienen kann. Es handelt sieh

um die Beschreibung eines Spielzeugherstellers in den Phfl-
i ppinen, die 1990 in einer gemeinsamen Untersuchung der
I AO und des Beschäftigungsministeriums in Manila aufge-
griffen wurde. Spielzeug im Wert von -über US$ 250 Millio-
nen wird pro Jahr in den Philippinenhergestellt. Insgesamt
wurden zwölf Spielzeugexporteure, die Unterverträge in
den Philippinen vergeben, untersucht. Die meisten befan-
den sich in philippinischem Besitz, einige waren Joint-Ven-
ture-Unternehmen unter Beteiligung von multinationalen
Gesellschaften. Die von ihnen hergestellten Stoffsp elzeug-
artikel und Andenken wurden in den USA, Kanada, Japan,
Australien, Neuseeland, Italien und Deutschland verkauft.

Die untersuchten Spielzeugunternehmen berichteten, dass
die Vergabe von Unterverträgen notwendig geworden sei,
um die in ihren Produktionsverträgen festgelegten Fristen
für die Erfüllung der Quoten einzuhalten. Sie beschäftigten
zwischen 25 und 250 Angestellte, vorwiegend Frauen.

Ein untersuchtes Spielzeugunternehmen:

Ein Unternehmen mit 100 Beschäftigten in der Region Ma-
nila wurde zu einer detaillierteren Untersuchung ausge-
wählt. Es produzierte Stoffspielzeug und Stoffpuppen.

Die erste Phase des Produktionsprozesses in diesem Unter-
nehmen begann mit der Herstellung von Mustern. Die er-
sten Spielzeugmuster wurden an potentielle Kunden im
Ausland versandt oder für Handelsmessen hergestellt und
anschliessend modifiziert. Sie wurden dann entsprechend
den genauen Angaben des Kunden angefertigt (d.h. hand-
gemalt, auf Seide gedruckt, zusammengenäht oder zuge-
schnitten) und zur Genehmigung an ihn zurückgeschickt.

Anschliessend wurden die Aufträge bestätigt, und Hunder-
te Exemplare jedes Musterartikels wurden angefertigt und
z ur Markterkundung versandt. Wenn eine grosse Nachfrage
prognostiziert wurde, wurden Aufträge über Hunderttau-
ende Exemplare pro Artikel vergeben. Es wurden Ver-

kaufsmuster entsprechend den genauen Angaben des Kun-
den angefertigt, und die beiden Parteien verständigten sieh
auf die Konditionen des Produktionsplanes und die Zah-
lungsmodalitäten.

Die Welle von Grossaufträgen zu bestimmten Zeiten hatte
zur Folge, dass das Unternehmen häufig aufgrund plötzli-
cher Engpässe bei den Arbeitskräften, den Maschinen und
dem Werkraum sowie des daraus resultierenden Geldman-
gels nicht mit der Produktion nachkommen konnte, um die
Versandfristen einzuhalten. Zunächst wurden zusätzliche

Gelegenheitsarbeiter/innen eingestellt und Überstunden ge-
macht. Schliesslich wurden die Fabrikbeschäftigten jedoch
ermuntert, zusätzliche Arbeit mit nach Hause zu nehmen.
Einige vergaben die Arbeit an Familienangehörige, Ver-
wandte, Freunde und -Nachbarn in der Nähe des Unterneh-
rnens weiter.

Im Falle umfangreicher Geschäfte beschreibt der Bericht,
wie sich der Produzent statt dessen eventuell darum be-
müht; eine Subunternehmer firma zu finden, die bei der
Produktion der bestellten Spielzeugartikel hilft. In diesem
Fall vergab die Fabrik jedoch Unterverträge für das Nähen,
die Endfertigung und die Verpackung des Spielzeugs an

ihre eigenen Beschäftigten. Während die regulären Beschäf-
tigten den Mindestlohn erhielten, wurde die durch Unter-
verträge vergebene Arbeit pro Stück bezahlt. Einige der Be-
schäftigten wurden als "Mitarbeiter/innen" bezeichnet und
i n sogenannte in der Gemeinschaft angesiedelte Lebensun-
terhaltsprogramme einbezogen. Diese Programme wurden
ursprünglich von dem Unternehmen finanziert und einge-
führt, um Hausfrauen, nicht mehr zur Schule gehende Ju-
gendliche und arbeitslose Beschäftigte einzustellen. Einer
der beschriebenen per Untervertrag eingestellten Beschäf-
tigten war ein Kirchenhelfer, der Heimarbeiter/innen von
örtlichen religiösen Organisationen sowie Gemeindemit-
glieder und jugendliche Schulabgänger organisierte.

Das Unternehmen erledigte sämtliche Zuschneidearbeiten
und stellte das gesamte Material sowie einige der Maschi-
nen zur Verfügung. Obwohl einzelne Beschäftigte weiterhin
Arbeit mit nach Hause nahmen und Weitervergaben, wur-
den andere abenteuerlustiger. Die Unternehmensleitung
zahlte zwei regulären Beschäftigten, die zu Subunterneh-
mern wurden, 80% des vertraglich festgelegten Preises pro
Stück plus 30% - 40% mehr als die direkten Arbeitskosten.
Diese Beschäftigten kündigten schliesslich und wurden zu
hauptamtlichen Subunternehmern, die Hunderte Mitarbei-
terJinnen in der Gemeinschaft beschäftigten.

Die genannten Vorteile dieser Vorgehensweise für das Un-
ternehmen waren Einsparungen bei den Gemeinkosten,
den Zusatzleistungen für zeitlich befristete Beschäftigte
(Rentenzahlungen usw) sowie bei den Mindestlöhnen und
-ansprüchen; da weniger reguläre Beschäftigte benötigt
wurden.



Der Untervergabeprozess

lässt die Tür weit offen für

weitverbreitete Missbräuche.

III) UNTERVERTRAGSVERGABE

AN ANDERE FIRMEN

87 Wie bereits erwähnt, ist
Kader eine der grössten Spielzeugfa-
briken in Thailand. Die Spielzeugpro
duktion setzt sich grösstenteils aus
vielen kleineren Firmen und Werk-
stätten zusammen. Viele dieser Klein-
betriebe sind durch ein Geflecht von
Unterverträgen miteinander verbun-
den. Die Verträge von grösseren Fir-
men führen jedoch tendenziell zu
Konkurrenz unter den kleineren Fir-
men. Eine Firma, die einen Unterver-
trag erhalten hat, vergibt möglicher-
weise ihrerseits einen Teil ihrer Arbeit
an einen noch kleineren Betrieb wei-
ter, der mit vielen anderen gleich

grossen Betrieben um diese Arbeit
konkurriert. Die Tendenz bei den Fa-
brikeignern, mit den Spielzeugprei-
sen zu konkurrieren, drängt die Spiel-
zeugproduktion immer tiefer in das
Geflecht von Unterverträgen und den
Bereich unregulierter Tätigkeiten hin-
ein. Der Untervergabeprozess lässt
die Tür weit offen für weitverbreitete
Missbräuche. Es gibt kaum eine Kon-
trolle über nicht gesetzlich autorisier-
te Unternehmer. Abschnitt M dieses
Berichtes beschreibt, wie die Unter-
vergabe von Spielzeugverträgen das
Entstehen von Ausbeuterbetrieben
fördert, die vorwiegend auf Kinder
oder Frauen als billige Arbeitskräfte
zurückgreifen.



VERGABE VON UNTERVERTRÄGEN AN
AUSBEUTERBETRIEBE: KINDER/FRAUEN-GETTOS

88 Bei dem Kader-Brand ka-
men 174 Frauen ums Leben, viele
von ihnen waren um die 13 Jahre alt.
Die meisten der Brände, über die zu-
vor in China berichtet wurde, er-
eigneten sich in Ausbeuterbetrieben,
in denen junge Arbeitnehmerinnen
ums Leben kamen oder verletzt wur-
den. Die Fallstudie aus den Philippi-
nen zeigt, dass der Hauptzweck der
Vergabe von Spielzeugunterverträgen
an die Gemeinschaft darin besteht,
dass auf junge Arbeitnehmerinnen
zurückgegriffen werden kann, die Ak-
kordarbeit verrichten.

89 In Thailand sind die Bedin-
gungen für die Vergabe von Unterver-
trägen in der Spielzeugindustrie be
sonders günstig. Unterverträge sind
nicht mehr auf traditionelle Bereiche
wie den Reinigungs-, Gebäude- und
Sicherheitsdienst, das Fahren von
Fahrzeugen, Kurierdienste oder den
Kundendienst beschränkt. Sie haben
sich bereits auf den Verarbeitungsbe-
reich ausgedehnt. Zahlreiche junge
Mädchen verrichten inzwischen Un-
tervertragstätigkeiten in der Fabrika-
tion von Konfektionsware, Lederarti-
keln, Schuhen und Schmuck. Sie ar-
beiten in gemieteten Werkstätten et-
was abseits oder in der Nähe der
Hauptstrassen in den wild wuchern-
den Vororten sowie in den verlasse-
nen Innenstätten. Die Nähmaschinen
l aufen von 8.00 Uhr morgens bis 10.00
Uhr abends, und die Beschäftigten
werden für zwei aufeinanderfolgende
Schichten oder für eine Schicht und
billige Überstunden eingestellt. Die
Schichtarbeiter/innen schlafen in
überfüllten Unterkünften im Oberge-
schoss der Werkstätten. Essen wird ge-
wöhnlich bereitgestellt, andere Lei-
stungen sind nicht vorgesehen. Als
Lohn wird gezahlt, was immer die Be-
schäftigten akzeptieren. Arbeitslose
aus den ländlichen Regionen oder
eingewanderte Arbeitskräfte aus an-
deren Ländern werden zu willigen
Opfern von Unternehmungen, die mit
der Sklaventreibermentalität der Vor-
arbeiter betrieben werden.

90 Von zentraler Bedeutung
für die Entwicklung von Ausbeuter-
betrieben ist ihr Verhältnis zum Min
destlohn in den jeweiligen Ländern.
In Thailand gilt der Mindestlohn für
rund 50% der thailändischen Be-
schäftigten nicht. Aufgrund der be-
deutenden Veränderungen im Agrar-
sektor kommt es zur Zeit zu massiven
Migrationsbewegungen aus diesen
Gemeinschaften in Richtung städti-
sche Zentren. Tausende Menschen
kommen jede Woche aus dem ver-
armten ländlichen Norden in Bang-
kok an, um die scheinbar unersättli-
che Nachfrage nach ungelernten Ar-
beitskräften in einer der Tausenden
dort ansässigen arbeitsintensiven Fa-
briken zu decken.

91 In anderen asiatischen
Ländern, einschliesslich China, ist
über ähnliche Migrationsmuster be
richtet worden. Die Spielzeugproduk-
tion ist in China ein bereits in Aus-
beuterbetrieben gut etabliertes Ge-
werbe. Umfangreiche Auslandsinve-
stitionen im verarbeitenden Sektor
Chinas finden ihren Weg in unzählige
kleine Behelfsfabriken, die die Kom-
munalbehörden oder private Eigner
durch ein Geflecht von Unterverträ-
gen für den Exportmarkt einrichten.
Schätzungsweise 3 Millionen Wander-
arbeitnehmer/innen sind im Kanton-
delta in der südlichen Provinz Guang-
dong bei mit Kapital aus Hongkong
finanzierten Betrieben beschäftigt,
um Schuhe, Kleidung, Spielzeug und
elektronische Geräte für den Export
i n den Westen und auf dem Welt-
markt anzufertigen.

92 Nahezu alle diese Wander-
arbeitnehmerinnen, hauptsächlich
junge Landfrauen aus den ärmeren
Provinzen wie Hunan und Sichuan,
sind mit kurzfristigen Verträgen ange-
stellt. Den Beschäftigten in diesen
Ausbeuterbetrieben werden nur we-
nige Rechte und kaum Sozialleistun-
gen geboten. Da bekannt ist, dass die
meisten der Wanderarbeitnehmer/in-
neu schlecht informiert, gefügig und

Die Spielzeugproduktion
ist in China ein bereits in
Ausbeuterbetrieben gut
etabliertes Gewerbe.



ungeschützt sind, werden die "Min-
gong" wie Sklaven behandelt. Sie
wohnen in überfüllten Schlafsälen
und erhalten kärgliche Mahlzeiten.
Sieben Tage pro Woche und 14 Stun-
den pro Tag sind die Regelarbeitszeit.
Die Fabrikleitung behält die Löhne
der Beschäftigten häufig ein. Es wim-
melt von Horrorgeschichten, wie
etwa der, dass Arbeitnehmerinnen
nicht zur Toilette gehen dürfen und

Leibesvisitationen unterzogen wer-
den. Ungehorsame Beschäftigte wer-
den häufig von Managern geschla-
gen, zum Teil mit elektrisch aufgela-
denen Schlagstöcken. Nachts werden
die Beschäftigten häufig in überfüll-
ten und kahlen Schlafsälen einge-
schlossen. Für den Schutz ihrer Ge-
sundheit und Sicherheit ist praktisch
nicht gesorgt.



SCHLUSSBEMERKUNGEN: AUS DER ASCHE

93 Der Kader-Brand hätte nie
passieren dürfen. Die Herstellung
von Spielzeug für Kinder darf sich
künftig nicht mehr auf das Verbren-
nen, das Leid und den Tod junger Ar-
beitnehmerinnen gründen.

94 Es müssen Massnahmen
ergriffen werden, um ähnliche Brän-
de oder Unfälle in Thailand und an
derswo zu verhindern. Alle, die an
der Produktion und Vermarktung von
Spielzeug beteiligt sind, müssen Ver-
antwortung übernehmen.

95 Das Unternehmen Kader
und seine Partner müssen den Gross-
teil der direkten Verantwortung über
nehmen und für die Geschehnisse
des 10. Mai verantwortlich gemacht
werden. Der Praxis dieses Spielzeug-
herstellers, Sicherheitsnormen ausser
acht zu lassen, um billigeres Spiel-
zeug herstellen zu können, muss ein
Ende gesetzt werden, wie auch im
Falle der Spielzeugproduzenten in al-
len übrigen Herstellerländern.

96 Diejenigen, die "Spielzeug-
ideen" kreieren, die Spielzeugriesen

und die grossen Einzelhändler in den
Verbraucherländern müssen in
gleicher Weise für Fabrikbrände und
Unfälle verantwortlich gemacht wer-
den. Grosseinkäufer sollten ermun-
tert werden, Verhaltenskodexe mit
Mindestnormen für die Spielzeugher-
stellung anzunehmen, die im Rah-
men von Produktionsverträgen mit
Fabrikbesitzern umgesetzt würden.

97 Auch Thailand muss seine
Verantwortung übernehmen, ebenso
wie die Regierungen aller Hersteller
länder. Angemessene Normen und
eine effektive Überwachung der
Spielzeugindustrie müssen gewährlei-
stet werden, ebenso wie die Inkraft-
setzung von Bestimmungen (mit ge-
eigneten Strafen) durch ordnungsge-
mässe gerichtliche Verfahren.

98 Angesichts des extrem
wettbewerbsorientierten Spielzeug-
marktes besteht die Gefahr, dass Fort
schritte hinsichtlich der Verbesserung
der Arbeitsbedingungen in einem
Land durch die Verlagerung der Pro-
duktion in andere Länder, in denen
die grundlegenden Arbeitnehmer-

Alle, die an der Produktion und

Vermarktung von Spielzeug

beteiligt sind, müssen

Verantwortung übernehmen.

ÖFFENTLICHES BEWUSSTSEIN - DIE ARBEITSBEDINGUNGEN IN DER SPIELZEUGINDUSTRIE

Die Schlussfolgerungen der IBFG-Mission nach Thailand
sind für die Umsetzung der IBFG-Politik relevant. Diese Poli-
tik beinhaltet die beiden Entschliessungen zur Spielzeugin-
dustrie bzw. zu China, die der IBFG-Vorstand bei seiner 10,1.
Sitzung verabschiedete (vgl. Anhang IV).

In der Entschliessung zur Spielzeugindustrie wird der IBFG
aufgefordert, "Bildungskampagnen zur Sensibilisierung der
Öffentlichkeit bezüglich der Arbeitsbedingungen in der
Spielzeugproduktion durchzuführen und Druck, ein-
schliesslich selektiver Boykotte, auf die Spielzeugindustrie
auszuüben, damit sie ihre Produktionsmethoden ändert
und die Ausbeutung beendet, die sie geschaffen, verwendet
und für sich genutzt hat...". Ferner werden die IBFG-Mit-
gliedsorganisationen und die IBS in dieser Entschliessung
gedrängt, "sich umfassend an diesen Kampagnen zu beteili-
gen und sie voll und ganz zu unterstützen".

U.a. werden der IBFG und seine Mitgliedsorganisationen in
der Entschliessung zu China aufgefordert, die "Öffentlich-
keit hinsichtlich der Arbeitsbedingungen in im ausländi-

scheu Besitz befindlichen exportorientierten Industrien in
Entwicklungsländern" zu sensibilisieren und "Druck auf

diese Industrien auszuüben, damit sie ihre Produktionsme-
thoden ändern und die Ausbeutung beenden, die sie ge-
schaffen, verwendet und für sich genutzt haben".

Darüber hinaus forderte der 15. IBFG-Weltkongress den Vor-
stand in seiner Entschliessung zur Kinderarbeit auf, die
I BFG-Kampagne zur Abschaffung der Kinderarbeit zu inten-
sivieren, indem u.a. "spezifische Kampagnen, einschliess-
lich Boykotten und Gemeinschaftsaktionen, gegen durch
Kinderarbeit hergestellte Güter unterstützt werden".

I n seiner Erklärung zum Thema Gewerkschaftliche Orgarni-
sierung und die Herausforderung der Internationalisierung
forderte der 15. Weltkongress den IBFG schliesslich auf,
(über die IBFG/IBS-Arbeitsgruppe Multinationale Gesell-
schaften) "gemeinsam mit den IBS einen Rahmen für die
effektive Koordinierung internationaler Aktionen im Zu-
sammenhang finit transnationalen Gesellschaften zu erar-
beiten...".



Die Beschäftigten müssen an
der Überwachung der

Spielzeugproduktion und -
vermarktung beteiligt werden

und gemeinsam mit den
Arbeitgebern Veränderungen

herbeiführen.

rechte am Arbeitsplatz verletzt wer-
den, untergraben werden. Fortschrit-
te können nur dann erzielt werden,
wenn allgemein akzeptiert wird, dass
Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer das Recht auf Organisierung und
Tarifverhandlungen haben müssen
und Diskriminierung bei der Beschäf-
tigung sowie Zwangsarbeit verboten
werden. Auch Kinderarbeit sollte zu-
nehmend beseitigt werden, wobei
mit den gefährlichsten und ausbeute-
rischsten Industrien begonnen wer-
den sollte. Ohne diese grundlegen-
den Arbeitnehmerrechte wird die Si-
cherheitsgesetzgebung weiterhin un-
zureichend sein und nicht in Kraft ge-
setzt werden. Es ist von entscheiden-
der Bedeutung, dass die Internationa-
le Arbeitsorganisation (IAO) und das
Allgemeine Zoll- und Handelsabkom-
men (GATT) neue Kooperationsme-
chanismen erarbeiten, um zu ge-
währleisten, dass grundlegende inter-
nationale Normen geachtet werden
und dass kein Land durch Repres-
sion, Diskriminierung und Ausbeu-
tung der Beschäftigten einen Wettbe-
werbsvorteil erlangen kann.

99 Die Beschäftigten müssen
an der Überwachung der Spielzeug-
produktion und -vermarktung betei
ligt werden und gemeinsam mit den
Arbeitgebern Veränderungen her-
beiführen. Die Entwicklung gemein-
samer Arbeitnehmer-Arbeitgeber-

Arbeitsschutzpläne muss gefördert
werden, und die Beschäftigten müs-
sen Gewerkschaften gründen und
sich an der Entscheidungsfindung be-
teiligen können. Spielzeugproduzie-
rende Länder wie Thailand und Chi-
na müssen IAO-Übereinkommen ak-
zeptieren, in denen die Vereinigungs-
freiheit und das Organisierungsrecht
der Beschäftigten anerkannt werden.

100 Schliesslich muss den
Verbrauchern die Möglichkeit gege-
ben werden, unter sicheren Bedin
gungen hergestelltes Spielzeug zu
kaufen und über die Bedingungen
unterrichtet zu werden, unter denen
die Produktion gegenwärtig stattfin-
det.

101 Der IBFG fordert alle in
der Spielzeugindustrie und andere
auf, sich der internationalen Gewerk-
schaftsbewegung anzuschliessen und
eine umfassende internationale Stra-
tegie zu erarbeiten, um zu gewährlei-
sten, dass Spielzeug für Kinder nicht
mit dem Elend der Beschäftigten, die
es herstellen, erkauft wird. Wir hof-
fen, dass dieser Bericht nicht nur das
Ausmass der durch die Kader-Ka-
tastrophe aufgedeckten Probleme,
sondern auch den Weg aufzeigt, der
eingeschlagen werden sollte, um zu
gewährleisten, dass es nie wieder zu
solchen Tragödien kommt.



NORMEN ZUR VERHINDERUNG VON
FABRIKBRÄNDEN
KAPITEL 2: NFPA 707, SICHERHEITSKODEX, AUSGABE 7997*

1 Jedes Gebäude bzw. Bau-
werk ist so zu konstruieren, anzuord-
nen, auszustatten, zu warten und zu
betreiben, dass unnötige Gefahren
für das Leben und die Sicherheit sei-
ner Bewohner aufgrund von Feuer,
Rauch, Dämpfen oder daraus entste-
hender Panik in der Zeit vermieden
werden, die normalerweise nötig ist,
um das Gebäude oder Bauwerk im
Falle eines Brandes oder anderen
Notfalls zu verlassen bzw geeignete
Massnahmen zu ergreifen.

2 Jedes Gebäude bzw. Bau-
werk ist mit Ausgängen und anderen
Sicherheitsvorkehrungen auszustat
ten, die der Art, Anzahl, Position und
Kapazität nach für das einzelne Ge-
bäude bzw. Bauwerk geeignet sind,
und zwar unter gebührender Berück-
sichtigung der Art der Nutzung, der
Kompetenzen der Bewohner, der An-
zahl der betroffenen Personen, des
verfügbaren Brandschutzes, der
Höhe und Konstruktionsart des Ge-
bäudes bzw Bauwerks sowie anderer
Faktoren, die beachtet werden müs-
sen, um allen Bewohnern ein ver-
nünftiges Mass an Sicherheit zu ga-
rantieren.

3 In jedem Gebäude bzw.
Bauwerk sind die Ausgänge so anzu-
ordnen und zu warten, dass das freie
und ungehinderte Verlassen aller Tei-
l e des Gebäudes bzw. Bauwerks,
wenn es bewohnt ist, jederzeit mög-
lich ist.

4 Jeder Ausgang hat deutlich
sichtbar zu sein, bzw der Weg zu je-
dem Ausgang ist auffällig auszuwei
sen, so dass jeder Bewohner eines je-
den Gebäudes bzw. Bauwerks, der im
Besitz seiner körperlichen und geisti-
gen Fähigkeiten ist, unverzüglich
weiss, welche Fluchtrichtung er von
jedem gegebenen Punkt aus einzu-
schlagen hat.

5 Jedes Gebäude bzw. Bau-
werk, dessen Grösse, Anordnung
oder Nutzung derart beschaffen ist,

dass ein Brand selbst keine ausrei-
chende Warnung für die Bewohner
darstellt, ist gegebenenfalls mit
Alarmvorrichtungen auszustatten, so
dass die Bewohner im Falle eines
Brandes gewarnt werden können.

6 In jedem Gebäude bzw.
Bauwerk, Abschnitt und Bereich, des-
sen Grösse, Nutzung und Anordnung
Bewohner gefährdet, die versuchen,
einen einzigen Ausgang zu benutzen,
der durch Feuer oder Rauch
blockiert ist, sind mindestens zwei
Ausgänge vorzusehen. Die beiden
Ausgänge sind so anzuordnen, dass
die Möglichkeit, dass beide durch
denselben Brand oder Notfall unpas-
sierbar gemacht werden, so gering
wie möglich ist.

7 Jeder vertikale Ausgang und
j ede andere vertikale Öffnung zwi-
schen den Stockwerken eines Gebäu
des ist, wie erforderlich, angemessen
abzuschliessen oder zu sichern, um
die Bewohner während des Benut-
zens der Ausgänge zu schützen und
die Ausbreitung von Feuer, Rauch
oder Dämpfen durch vertikale Öff-
nungen von Stockwerk zu Stockwerk,
bevor die Bewohner die Ausgänge
betreten haben, zu verhindern.

* Der Sicherheitskodex wurde von
der National Fire Protection Associa-
tion (USA) erarbeitet und ist in vielen
I ndustrieländern zur wichtigsten In-
dustrienorm zur Verhinderung von
Fabrikbränden geworden. Der Sicher-
heitskodex wurde nach dem Brand
bei der Shirtwaist Company im Jahr
1911 in New York ausgearbeitet (vgl.
Anhang II).

Der Sicherheitskodex wurde
nach dem Brand bei der
Shirtwaist Company im Jahr 1911
i n New York ausgearbeitet.



Der Kader-Brand zeigt, dass

die Verlagerung der

Produktionsanlagen dorthin, wo

die Sicherheitsnormen und Löhne

niedriger sind, heute immer noch

praktiziert wird.

DIE TRIANGLE SHIRTWAIST COMPANY:
DER BRAND IM JAHR 1911 IN NEW YORK

1  Am Samstag, 25. März 1911,
brach Feuer im B. Stock der Textilfa-
brik Triangle Shirtwaist Company
aus, bei dem 146 Beschäftigte ums
Leben kamen. Bis zu dem Brand bei
Kader in Thailand war der Brand von
1911 der grösste je dagewesene Fa-
brikbrand gewesen. Das Feuer breite-
te sich schnell auf andere Stockwerke
aus, und viele Beschäftigte waren
nicht in der Lage, das Gebäude zu
verlassen. Sie waren in überfüllten,
engen Gängen und an unpassierba-
ren Ausgängen gefangen und wurden
von anderen überrannt.

2   Die zur Rettung der Beschäf-
tigten verfügbaren Leitern reichten
nicht über den 6. Stock hinaus. Als
die Flammen näher kamen, stürzten
sich die Beschäftigten aus den Fen-
stern auf die Strassen hinaus. Die
Sprungtücher der Feuerwehr rissen
unter dem Gewicht der niederstür-
zenden Körper. Über ein Drittel derje-
nigen, die ums Leben kamen, waren
aus den Fabrikfenstern in den Tod ge-

sprungen. Die übrigen Beschäftigten
erstickten oder verbrannten bis zur
Unkenntlichkeit.

3  Zum Zeitpunkt der Jahrhun-
dertwende florierte die Textilproduk-
tion in der New Yorker Region, aber
erst nach dem Fabrikbrand von 1911
wurden striktere Gesundheits- und Si-
cherheitsnormen eingeführt.

4  Der Brand führte zu verbes-
serten Fabriknormen für die Herstel-
l ung von Waren und Textilien in einer
Reihe von Industrieländern. Die in
Anhang 1 dieses Berichtes enthalte-
nen Fabriknormen gehen ebenfalls
auf nach dem Brand von 1911 einge-
führte Normen zurück. Durch die ver-
besserten Normen haben sich jedoch
auch die Produktionskosten gegen-
über denjenigen in Südostasien er-
höht. Im Laufe der Jahre hat sich ein
Grossteil des verarbeitenden Sektors
von den Industrieländern in Länder
wie Hongkong, Korea, Thailand und
die Philippinen verlagert.



5  Der Kader-Brand zeigt, dass
die Verlagerung der Produktionsanla-
gen dorthin, wo die Sicherheitsnor
men und Löhne niedriger sind, heute
immer noch praktiziert wird. Der glei-
che Prozess, der seit 1911 zur Verlage-
rung des verarbeitenden Sektors von
den Industrieländern nach Südost-
asien geführt hat, läuft jetzt mit der
Verlagerung der Spielzeugproduktion
nach China erneut ab.

6  Der Brand von 1911 in New
York erinnert daran, dass es nirgend-
wo einen langfristigen Schutz für die
Gesundheit und die Sicherheit geben
kann, wenn nicht alle Länder allmäh-
lich grundlegende Fabriknormen ein-
führen. Es wird wichtig sein, Mecha-
nismen festzulegen, mit deren Hilfe
sich die Gesundheit und Sicherheit
am Arbeitsplatz entsprechend dem
Wachstum der Produktivität und der

Exporte verbessert, und es muss ge-
währleistet werden, dass der mörderi-
sche Wettbewerb derartige Fortschrit-
te nicht untergräbt. International an-
erkannte Normen sollten positive na-
tionale Massnahmen zur Verhütung
von Fabrikbränden fördern.

7  Die meisten von dem Brand
i m Jahr 1911 betroffenen Beschäftig-
ten waren junge Einwandererfrauen,
die in überfüllten und vollgestellten
Räumen arbeiteten, in denen Öl auf
den hölzernen Fussboden tropfte. In
der ganzen Fabrik lagen leicht brenn-
bare Stoffe herum, und die Luft war
voller Fusseln. Es gab keinerlei
Brandschutzvorrichtungen, und die
Beschäftigten waren weder in Feuer-
bekämpfungsmassnahmen noch in
anderen Verfahren für den Notfall ge-
schult worden.



VERHALTENSKODEXE:
DAS BEISPIEL LEVI STRAUSS & CO.

1  Bei einigen transnationalen
Gesellschaften besteht in zunehmen-
dem Masse die Tendenz, Verhaltens
kodexe zu entwickeln und anzuneh-
men, um ihr Unternehmensverhalten
i n den Augen der Öffentlichkeit
glaubwürdig erscheinen zu lassen.
Bisher haben hauptsächlich in den
USA ansässige Unternehmen des Tex-
til- und Schuhsektors (Levi-Strauss,
Phillips Van Heusen, Nike, Reebok)
sowie grosse in den USA ansässige
Einzelhändler (JC Penny, Sears Roe-
buck and Co.) derartige Kodexe ver-
abschiedet, obwohl sich kürzlich
mindestens zwei europäische Unter-
nehmen diesem Trend angeschlossen
haben (Danone und IKEA).

2  Es erscheint daher möglich,
einen solchen Verhaltenskodex für
die Spielzeugindustrie zu entwickeln
und ihn durch die Vergabe der Pro-
duktionsverträge in Kraft zu setzen.
Als Beispiel wird nachfolgend der
von Levi Strauss & Company ange-
nommene Verhaltenskodex wieder-
gegeben.

KRITERIEN UND RICHTLINIEN
FÜR DIE AUSWAHL VON
GESCHÄFTSPARTNERN UND
LÄNDERN (1992)

3  Levi Strauss & Co. führt sei-
ne Geschäfte traditionell in einer Art
und Weise, die seine Werte wider
spiegelt. Bei der Ausweitung unserer
Bezugsquellen auf verschiedene Kul-
turen und Länder müssen wir hin-
sichtlich der Auswahl von Geschäfts-
partnern und Ländern besonders
darauf achten, dass deren Praktiken
nicht im Widerspruch zu unseren
Werten stehen. Andernfalls könnten
unsere Bezugsbeschlüsse Gefahr lau-
fen, diese Tradition zu untergraben,
das Image unserer Marken zu schädi-
gen und unseren geschäftlichen Er-
folg zu gefährden.

KRITERIEN FÜR DIE AUSWAHL
VON GESCHÄFTSPARTNERN

4  Wir berücksichtigen sowohl
die Praktiken einzelner Geschäfts-
partner als auch die politischen und
sozialen Fragen in denjenigen Län-
dern, die wir als Bezugsquellen in Er-
wägung ziehen.

5  Die Auswahlkriterien bezie-
hen sich auf diejenigen Fragen, die von
unseren einzelnen Geschäftspartnern
direkt kontrolliert werden können.

6  Wir haben "Geschäftspart-
ner" als Unternehmer und Lieferan-
ten definiert, die bei der Herstellung
und Fertigstellung unserer Produkte
eingesetzte Arbeitskräfte und/oder
Materialen (darunter Stoffe, Ver-
schiedenes, Chemikalien und/oder
Steine) bereitstellen.

UMWELTBESTIMMUNGEN

7  Wir machen nur mit solchen
Partnern Geschäfte, die unsere Ver-
pflichtung zum Umweltschutz teilen.
(Anmerkung: Diese Norm soll sich im
Einklang mit dem gebilligten Sprach-
gebrauch der Levi Strauss & Co-Um-
weltaktionsgruppe befinden.)

ETHISCHE NORMEN

8  Wir werden uns darum be-
mühen, Geschäftspartner zu finden,
die sowohl als Einzelpersonen als
auch in ihrem Unternehmensgebaren
bestrebt sind, ethischen Normen zu
entsprechen, die mit unseren eige-
nen nicht unvereinbar sind.

GESUNDHEIT UND SICHERHEIT

9  Wir werden nur auf solche
Geschäftspartner zurückgreifen, die
ihren Beschäftigten eine sichere und
gesunde Arbeitsumwelt bieten. Ge-
schäftspartner, die ihren Beschäftig-
ten Unterbringungsmöglichkeiten an-
bieten, müssen für sichere und ge-
sunde Einrichtungen sorgen.



GESETZLICHE BESTIMMUNGEN

10 Wir erwarten von unseren
Geschäftspartnern, dass sie als Einzel-
personen gesetzestreu sind und sich
bei der Führung ihrer Geschäfte an
die einschlägigen gesetzlichen Be-
stimmungen halten.

BESCHÄFTIGUNGSPRAKTIKEN

11  Wir werden nur mit Part-
nern Geschäfte machen, deren Be-
schäftigte ausnahmslos freiwillig tätig
sind, nicht Gefahr laufen, körperli-
chen Schaden zu nehmen, gerecht
vergütet werden, das Recht auf Koali-
tionsfreiheit haben und in keiner Wei-
se ausgebeutet werden. Darüber hin-
aus werden nachstehende spezifische
Richtlinien befolgt:

a) Löhne und sonstige Leistungen

12  Wir werden nur mit Part-
nern Geschäfte machen, die Löhne
und sonstige Leistungen bieten, die
dem geltenden Gesetz oder den übli-
chen Praktiken in der lokalen Ferti-
gungs- oder Veredelungsindustrie ent-
sprechen. Wir werden ferner Ge-
schäftspartner begünstigen, die unser
Engagement für bessere Bedingun-
gen für die Allgemeinheit teilen.

b) Arbeitszeit

13 Obwohl wir Flexibilität bei
der Fertigungsplanung zulassen, wer-
den wir die übliche lokale Arbeitszeit
feststellen und uns Geschäftspartner
suchen, die sie nicht überschreiten
bzw Überstunden angemessen vergü-
ten. Da wir Partner begünstigen, de-
ren Arbeitswoche weniger als 60 Stun-
den beträgt, werden wir nicht auf Un-
ternehmer zurückgreifen, deren Ar-
beitswoche regelmässig 60 Stunden
übersteigt. Die Beschäftigten sollten
einen von sieben Tagen freihaben.

c) Kinderarbeit

14  Der Einsatz von Kinderar-
beit ist nicht zulässig. "Kinder" sind
definiert als weniger als 14 Jahre alt
bzw jünger als das schulpflichtige Al-
ter. Unternehmer, die in irgendeinem

ihrer Betriebe auf Kinderarbeit zu
rückgreifen, kommen nicht als Part
ner in Frage. Wir unterstützen die Ent
wicklung legitimer betrieblicher Aus
bildungsprogramme für Jugendliche.

d) Sträflingsarbeit/Zwangsarbeit

15  Wir werden bei der Her
stellung unserer Produkte im Rah
men von Vertrags- oder Untervertrags
verhältnissen nicht wissentlich au
Sträflings- bzw. Zwangsarbeit zurück
greifen. Wir werden nicht wissentlicl
Materialien von einem Geschäftspart
ner verwenden oder erwerben, de
auf Sträflings- oder Zwangsarbeit zu
rückgreift.

e) Diskriminierung

16  Während wir kulturelle
Differenzen würdigen und achten,
sind wir der Ansicht, dass Beschäftig
te auf der Grundlage ihrer für die Tä-
tigkeit relevanten Fähigkeiten einge-
stellt werden sollten und nicht auf
der Grundlage persönlicher Eigen-
schaften oder Überzeugungen. Wir
werden Geschäftspartner begünsti-
gen, die diese Ansicht teilen.

f) Disziplinarverfahren

17  Wir werden keine Geschäf-
te mit Unternehmern machen, die
auf körperliche Züchtigung oder an
dere psychische oder physische
Zwangsmassnahmen zurückgreifen.

RICHTLINIEN FÜR DIE AUSWAHL
VON LÄNDERN

18 Die nachstehenden Krite-
rien für die Auswahl von Ländern ge-
hen auf Fragen ein, die unserer Ansicht
nach über die Kontrolle der einzelnen
Geschäftspartner hinausgehen.

MARKENIMAGE

19  Wir werden keine vertragli-
chen Beziehungen in Ländern auf-
nehmen oder erneuern, die sich als
Bezugsquelle negativ auf unser globa-
l es Markenimage auswirken würden.



GESUNDHEIT UND SICHERHEIT

20 Wir werden dort keine ver-
traglichen Beziehungen aufnehmen
oder erneuern, wo es Anhaltspunkte
dafür gibt, dass Beschäftigte oder Ver-
treterinnen des Unternehmens über-
mässigen Gefahren ausgesetzt wären.

MENSCHENRECHTE

21  Wir sollten in Ländern, in
denen Verletzungen der grundlegen-
den Menschenrechte weit verbreitet
sind, keine vertraglichen Beziehun-
gen aufnehmen oder erneuern.

GESETZLICHE BESTIMMUNGEN

22  Wir werden keine vertragli-
chen Beziehungen in Ländern auf-

nehmen oder erneuern, in denen die
gesetzlichen Rahmenbedingungen
eine übermässige Gefahr für unser
Warenzeichen oder für andere wichti-
ge kommerzielle Interessen darstel-
len bzw. unsere Fähigkeit, diese
Richtlinien umzusetzen, behindern.

POLITISCHE ODER SOZIALE
STABILITÄT

23  Wir werden keine vertragli-
chen Beziehungen in Ländern auf-
nehmen oder erneuern, in denen po
litische oder soziale Unruhen unsere
kommerziellen Interessen übermäs-
sig gefährden.



I NTERNATIONALER BUND FREIER
GEWERKSCHAFTEN

VORSTAND
Brüssel, 1. - 3. Dezember 1993

ENTSCHLIESSUNG
AUSBEUTUNG IN DER
SPIELZEUGINDUSTRIE

Der vom 1. bis 3. Dezember 1993 in
Brüssel tagende Vorstand des IBFG,

EINGEDENK

	

der tragischen Brän-
de in der thailändischen Spielzeugfa-
brik Kader vom 10. Mai 1993 und in
dem chinesischen Handarbeitsbe-
trieb Zhili vom 20. Novemer 1993,
durch die insgesamt 369 Menschen
ums Leben kamen, 300 verletzt und
2.600 arbeitslos wurden, und

WEITER EINGEDENK

	

der Tatsa-
che, dass allein in Thailand in einem
Jahr von 200.000 Fabrikbränden und
- unfällen berichtet wurde, bei denen
rund 5.000 Menschen ums Leben ka-
men, und

UNTER BERÜCKSICHTIGUNG
des vorläufigen Berichtes der
IBFG/IBS-Mission nach Thailand zur
Untersuchung des Kader-Brandes, die
feststellte, dass die schlechte Bauwei-
se und Planung des Gebäudes zu-
sammen mit der Nichtinkraftsetzung
anerkannter grundlegender Sicher-
heitsnormen beträchtlich zu dem
Ausmass dieser Katastrophe beigetra-
gen hat, und

ZU DEM SCHLUSS KOMMEND,
dass derartige Brände auf das Ver-
säumnis von Regierungen zurückge-
hen, die Gesundheit und die Sicher-
heit sowie die Rechte ihrer Bürgerin-
nen und Bürger bei ihren Bemühun-
gen um Auslandsinvestitionen und
Exporte zu schützen, und

FESTSTELLEND,

	

dass die Spiel-
zeugindustrie und andere ähnliche
I ndustrien diesen internationalen

Wettbewerb ausgenutzt haben, um
i hre Produktion auf der Grundlage
konkurrierender Angebote von Sub-
unternehmern, wie Kader, die keine
angemessenen Löhne und Arbeitsbe-
dingungen bieten, sowie mit der Ko-
operation von Regierungen, wie der
Chinas, die Kinder- und Zwangsarbeit
zulassen und freie Gewerkschaften
verbieten, zu organisieren, und

FERNER FESTSTELLEND,

	

dass
die Spielzeugindustrie ein Ausbeu-
tungssystem geschaffen hat, zu des-
sen zahlreichsten Opfern Frauen ge-
hören, und

ERINNERND

	

an die von zahlrei-
chen Gewerkschaftsorganisationen
bezüglich der Arbeitsbedingungen
und der Arbeitsumwelt in der Spiel-
zeugindustrie zum Ausdruck ge-
brachte Besorgnis,

VERLANGT,

	

dass Regierungen und
Arbeitgeber die international aner-
kannten Mindestarbeitsschutznor-
men sowie das Recht auf Gründung
von und Beitritt zu freien und unab-
hängigen Gewerkschaften uneinge-
schränkt achten, und

FORDERT

	

den IBFG AUF Bildungs-
kampagnen zur Sensibilisierung der
Öffentlichkeit bezüglich der Arbeits-
bedingungen in der Spielzeugpro-
duktion durchzuführen und Druck,
einschliesslich selektiver Boykotte,
auf die Spielzeugindustrie auszu-
üben, damit sie ihre Produktionsme-
thoden ändert und die Ausbeutung
beendet, die sie geschaffen, verwen-
det und für sich genutzt hat, und

DRÄNGT

	

seine Mitgliedsorganisa-
tionen und die IBS, sich umfassend
an diesen Kampagnen zu beteiligen
und sie voll und ganz zu unterstüt-
zen.



I NTERNATIONALER BUND FREIER
GEWERKSCHAFTEN

VORSTAND
Brüssel, 1. - 3. Dezember 1993

ENTSCHLIESSUNG
ARBEITNEHMERRECHTSVER-
STÖSSE IN CHINA

Der vom 1. bis 3. Dezember 1993 in
Brüssel tagende Vorstand des IBFG,

EINGEDENK

	

der Tatsache, dass der
schreckliche Brand in dem Handar-
beitsbetrieb Zhili im chinesischen
Shenzhen vom 20. November 1993,
bei dem über 80 junge Frauen ums Le-
ben kamen, der dritte Grossbrand in
Shenzhen innerhalb von vier Monaten
war und auf ein Jahr folgte, in dem
sich die industriellen Todesfälle in den
Sonderwirtschaftszonen der südlichen
Provinz Chinas um 62% erhöhten;

FERNER EINGEDENK

	

der Tatsache,
dass das Ausmass der Katastrophe auf
die Praxis zurückging, Türen und Fen-
ster verschlossen und versperrt zu hal-
ten, um die Beschäftigten bis zur Erfül-
lung des Produktionssolls am Verlas-
sen des Betriebes zu hindern - eine üb-
liche Praxis in Chinas neuen export-
orientierten Verarbeitungsbetrieben;

FESTSTELLEND,

	

dass die chinesi-
schen Behörden, um das Durchsickern
neuer, für die Regierung ungünstiger
I nformationen zu verhindern, die
Überlebenden, anstatt ihnen zu helfen
und sie zu beraten, in einer kalten, zu-
gigen Gemeindehalle festhielten, wo
sie auf dem Fussboden schlafen mus-
sten;

ZU DEM SCHLUSS KOMMEND,
dass derartige Brände und ihre Nach-
wirkungen auf das Versäumnis der chi-
nesischen Regierung zurückgehen, die
Gesundheit und die Sicherheit sowie
die Rechte ihrer Bürgerinnen und Bür-
ger bei ihren Bemühungen um Aus-
landsinvestitionen und Exporte zu
schützen;

FESTSTELLEND,

	

dass internationale
Investoren, ebenso wie der Einzelhan-
delssektor, die Arbeitnehmerrechtsver-

stösse in China, u.a. unzureichende
Löhne und Arbeitsbedingungen, Ein-
satz von Kinder- und Zwangsarbeit so-
wie das Verbot freier Gewerkschaften,
voll ausnutzen;

VERURTEILT

	

die fortgesetzte Ver-
weigerung der Menschen- und Ge-
werkschaftsrechte in China, durch die
es zu Tragödien wie der des Brandes
im Handarbeitsbetrieb Zhili kommt;

KOMMT ZU DEM SCHLUSS,

	

dass
dieser völlig unnötige Verlust von Men-
schenleben die Notwendigkeit der Ein-
führung effektiver Mechanismen zur
Inkraftsetzung international anerkann-
ter Arbeitnehmerrechtsnormen, ein-
schliesslich Gesundheit und Sicher-
heit, deutlich macht;

FORDERT

	

den IBFG und seine Mit-
gliedsorganisationen AUF ihre Bemü-
hungen auf nationaler und internatio-
naler Ebene zu intensivieren, um auf
die Arbeitnehmerrechtsverstösse in
China aufmerksam zu machen, Bil-
dungskampagnen zur Sensibilisierung
der Öffentlichkeit hinsichtlich der Ar-
beitsbedingungen in im ausländischen
Besitz befindlichen exportorientierten
Industrien in Entwicklungsländern
durchzuführen sowie Druck auf diese
Industrien auszuüben, damit sie ihre
Produktionsmethoden ändern und die
Ausbeutung beenden, die sie geschaf-
fen, verwendet und für sich genutzt ha-
ben;

FORDERT

	

den IBFG FERNER AUF
einen internationalen Boykott aller in
China hergestellten Spielzeugartikel zu
organisieren und zu koordinieren;

VERLANGT,

	

dass die chinesische
Regierung

- unverzüglich eine öffentli-
che Untersuchung der Ursachen des
Brandes in dem Handarbeitsbetrieb
Zhili durchführt und den Aufgabenbe-
reich allgemein genug formuliert, um
eine gründliche Prüfung der Gesund-
heits- und Sicherheitsbedingungen in
China zu ermöglichen;



- alle für den Brand Verant-
wortlichen vor Gericht bringt, ein-
schliesslich der Regierungsbeamten,
die es versäumt haben, die örtliche Ar-
beitsschutzgesetzgebung in Kraft zu
setzen; und

- gewährleistet, dass den Fa-
milien der Verstorbenen sowie den
Verletzten frühzeitig eine angemessene
Entschädigung von den Fabrikbesit-
zern gezahlt wird;

VERLANGT FERNER,

	

dass die chi-
nesischen Behörden das Recht der Be-
schäftigten auf Beitritt zu freien und
unabhängigen Gewerkschaften ihrer
eigenen Wahl uneingeschränkt achten
und dem unabhängigen chinesischen
Gewerkschaftsführer Han Dongfang
die sofortige Rückkehr in sein Heimat-
land gestatten.


